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Defensive und offensive Ansätze der Besitzstandssicherung in 
der Tarifpolitik am Beispiel der IG Metall

Eckart Hildebrandt

Einleitung

Die neueren tarifpolitischen Entwicklungen sind bisher wesentlich aus der Sichtwei­
se analysiert worden, welche Bedrohungen des einzelnen Beschäftigten aus gesamtö­
konomischen sowie technisch-arbeitsorganisatorischen Entwicklungen resultieren. 
Die Beurteilung der Tarifpolitik erfolgte demgemäß nach dem Maßstab, inwieweit die 
abgeschlossenen Tarifverträge dem Schutz bzw. Sicherungsinteressen der Beschäftig­
ten gerecht werden. Im folgenden soll diese im wesentlichen personen- bzw. personen­
gruppenbezogene Sichtweise in die Richtung aufgebrochen werden, daß die Tarifpoli­
tik in den Rahmen gewerkschaftlicher Krisenbewältigungsstrategien gestellt wird.

Im ersten Abschnitt wird die gewerkschaftliche Haltung zu Krise und Strukturwan­
del skizziert und daraus die Hauptzielsetzungen gewerkschaftlicher Krisenbewälti­
gungsstrategien abgeleitet. Dem wird im zweiten Abschnitt die Grundkonzeption der 
Besitzstandssicherung gegenübergestellt, wie sie sich mit den Rationalisierungsschutz­
abkommen und der Alterssicherung entwickelt hat. Beim Übergang zum Absiche­
rungstarifvertrag von 1978 wird dann die These überprüft, inwieweit in die bis dahin 
als defensiv charakterisierte Besitzstandssicherungskonzeption offensive, gestaltende 
Elemente aufgenommen worden sind. Dies wird an den Sicherungsbereichen Arbeits­
platz, Einkommen und Qualifikation ausführlicher diskutiert.

Zur ausführlichen Illustration der Thesen dient der »Tarifvertrag zur Sicherung der 
Eingruppierung und zur Verdienstsicherung bei Abgruppierung« (ATV), den die IG 
Metall erstmalig im April 1978 in Nordbaden-Nordwürttemberg (NB-NW) abge­
schlossen hat. Dieser Tarifvertrag gilt neben dem RTS-Tarifvertrag in der Druckindu­
strie als spezifische Antwort auf die Krisenentwicklungen seit Mitte der siebziger Jah­
re und als Weiterentwicklung der Rationalsierungsschutzkonzeption. 1

1. Rationalisierung und Innovation

Die Grundhaltung der DGB-Gewerkschaften zur Rationalisierung steht in der Tra­
dition der Rationalisierungsoffensive in den zwanziger Jahren und ist auch in der Zeit 
nach dem 2.Weltkrieg kaum modifiziert worden. Sie kann grob durch die Gleichung 
charakterisiert werden:
Produktivitätssteigerung = Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit = Sicherung
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von Arbeitsplätzen, Erhöhung der Einkommen und Verbesserung der Arbeitsbedin­
gungen.

Exemplarisch drückt dies die Entschließung »Technischer Wandel und Rationali­
sierung« des IGM-Gewerkschaftstages von 1977 aus:

»Prinzipiell dienen Rationalisierung und technischer Wandel der Erhaltung des 
Wettbewerbs, der Modernisierung der Produktion und Verwaltung und der Verbilli­
gung von Produkten und Leistungen. Die IGM hat in der Vergangenheit diese For­
men der Rationalisierung und des technischen Wandels befürwortet, wenn sicherge­
stellt war, daß durch die Steigerung der Arbeitsproduktivität die sozialen Verhältnisse 
der Arbeitnehmer verbessert werden konnten und negative Auswirkungen nicht auf 
dem Rücken der Arbeitnehmer ausgetragen wurden.«1

Wie es sich in der langen Prosperitätsphase scheinbar bewährt hat, bleibt die Siche­
rung wirtschaftlichen Wachstums die Grundlage und der Orientierungspunkt gewerk­
schaftlicher Haltung zur Rationalisierung.

»Für den Vorrang der Wachstumsstrategie sind vor allem drei Gründe entschei­
dend, nämlich die gesellschaftspolitische Stabilität, die weltwirtschaftliche Verflech­
tung und der Arbeitsmarkt der Bundesrepublik: Stillstand des Wirtschaftswachstums 
würde im gegenwärtigen Industriesystem zu politisch-sozialer Instabilität führen. Ver­
haltensmuster der Menschen und Regulierungsmechanismen sind auf weiteres Wachs­
tum eingestellt. Die Exportabhängigkeit der Bundesrepublik und insbesondere der 
Metallverarbeitung stärken dieses Argument. Zumal der Weltmarkt noch ein unbe­
grenztes Wachstumspotential hat. Wachsen wir hier nicht mit, ist Rückstand und da­
mit gesellschaftspolitische Instabilität die Folge.«2

Wird Wirtschaftswachstum als Grundlage gewerkschaftlicher Forderungspolitik 
vorausgesetzt, muß sich die Gewerkschaft auch aktiv mit den Ursachen von »Wach­
stumsstörungen«, d.h. Stagnation und Krise auseinandersetzen. Die seit Mitte der 
siebziger Jahre für die gewerkschaftliche Existenz bedrohlich anwachsende Massen- 
und Dauerarbeitslosigkeit wird insbesondere auf eine Verschlechterung der Konkur­
renzbedingungen auf dem Weltmarkt zurückgeführt. Als Indikatoren dafür werden 
genannt:
- die Abwanderung von Betrieben mit standardisierten, hochmechanisierten Produk­

tionsabläufen in Dritt-Welt-Länder;
- die Abwanderung solcher Produktionssparten, für die sich die Infrastruktur- 

Voraussetzungen relativ verschlechtert haben (Rohstoffe, Umweltschutzauflagen, 
verfügbare Arbeitskräfte);

- Einstellung solcher Produktionen, deren Technologie hinter den Stand anderer In­
dustrieländer zurückgefallen ist.
Diese Indikatoren sprächen dafür, daß ein »Nachholbedarf an Strukturwandel« 

entstanden sei, der nur durch eine vorausschauende Forschungs-, Technologie- und 
Innovationspolitik ausgeglichen werden kann3. In Anlehnung an die Theorie kompa­
rativer Kosten4 sind die Branchen/Produkte zu fördern, die aufgrund von Standort­
vorteilen in der Bundesrepublik überdurchschnittliche Durchsetzungschancen auf
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dem Weltmarkt haben. Motor des Strukturwandels sind produkt- und produktions­
technische Innovationen: »Es fehlt in der Bundesrepublik einfach an der ergänzenden 
Grundvoraussetzung für das Ingangsetzen der Produktions- und Marktprozesse: Be­
reits das Problembewußtsein, dann aber auch die Innovationswilligkeit und die Inno­
vationsfähigkeit sind Mangelware im Management.«5 Um den Strukturwandel anzu­
stoßen, zu steuern und zu tragen, kommt dem Staat eine entscheidende Rolle zu. In 
einer Art konzertierter Aktion hat sich die IGM seit Mitte der siebziger Jahre zu einer 
»begrenzten Bejahung« der Innovationsförderungspolitik entschlossen.6

Wir können festhalten, daß die gewerkschaftliche Krisenbewältigungsstrategie 
durch fünf Strukturziele definiert wird, die in einem Zusammenwirken von Staat, 
Unternehmen und Gewerkschaften erreicht werden sollen:
- Ausweitung der Forschungs- und Entwicklungskapazitäten,
- Ausnutzung und Erhöhung des Qualifikationsniveaus der Beschäftigten nach dem 

Konzept des lebenslangen Lernens,
- die Spezialisierung auf wachstumintensive Industriezweige,
- die selektive Entwicklung neuer Technologien und Produkte,
- Förderung der Durchsetzung der neuen Produkte im Betrieb und am Markt.7 

Für die Situation der Beschäftigten lassen sich aus dieser strukturpolitischen
Zielsetzung8 wichtige Folgerungen ableiten.
a) Wenn beschleunigte Anpassungs- und Modernisierungsprozesse Grundlage zu­

künftigen Wachstums sein sollen, folgen daraus auch für die Beschäftigten umfan­
greiche Anpassungsprozesse wie Arbeitsplatzwechsel, Um- und Fortbildung, Tätig­
keitswechsel etc., die u.a. durch die Begriffe Mobilität und Flexibilität gekenn­
zeichnet werden.

b) Die selektive Förderung wachstumsstarker Branchen und Produktgruppen bedeu­
tet gleichzeitig das »Gesundschrumpfen« konkurrenzschwacher Branchen und 
Produktgruppen mit entsprechender Arbeitsplatzvernichtung.

c) Als ein entscheidender Standortvorteil der Bundesrepublik wird das 
wissenschaftlich-technische Forschungs- und Entwicklungspotential, das hohe 
Qualifikationsniveau der Arbeitskräfte genannt. Erfolgreiche Innovationspolitik 
basiert folglich auf der umfassenden Nutzung und Weiterentwicklung des Qualifi­
kationspotentials. Das bedeutet den Ausbau der Aus- und Weiterbildungsmöglich­
keiten entsprechend einem umfassenden bildungspolitischen Konzept und Druck 
auf die Betriebe, dieses Potential auch einzusetzen, was langfristig zu einer generel­
len Höherqualifizierung der Beschäftigten führt.
Bedenken gegen dieses strukturpolitische Konzept werden nur kurzfristig erhoben 

und stellen das Kozept nicht infrage:
»Die Tatsache, daß die bisher aufgezählten Konzepte erst auf mittlere Sicht Erfolg 
versprechen, erzwingt zweitens die Strategie der Besitzstandswahrung-, betriebliche, 
tarifliche und gesetzliche Bremsmechanismen sind überall dort einzubauen, wo der 
Strukturwandel den Arbeitnehmern hohe persönliche und soziale Nachteile auferlegt. 
Der soziale Besitzstand der Arbeitnehmer muß unbedingt gewahrt bleiben!«9 Besitz­
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Standssicherung wird zur »flankierenden Strategie« (Hinz), die darauf baut, daß die 
negativen Folgen des Strukturwandels und der Innovationspolitiknur temporär sind 
und durch Verlangsamung ihres Durchschlagens auf die Situation des einzelnen Be­
schäftigten erträglich gemacht werden können. Es ist daher nicht unbegründet, wenn 
Hinz von einer neuen Perspektive in der gewerkschaftlichen Haltung spricht: »Strikt 
und pragmatisch ziehen die Gewerkschaften die Konsequenzen aus ihrer Entschei­
dung für die Gleichberechtigung von Kapital und Arbeit: ihr Ziel heißt jetzt nicht 
mehr nur defensiv ’Absicherung des sozialen Besitzstandes1, er lautet auch ’aktive 
Gestaltung des Innovationsprozesses im Interesse der Arbeitnehmer.“«10 

Die hier grob dargestellte Entwicklungshypothese soll nun am Beispiel des Absiche­
rungstarifvertrages unter folgenden Fragestellungen untersucht werden:
1. Wie sind die gestalteten Elemente von Tarifpolitik ausgelegt, auf welche Bereiche 

der Arbeitssituation beziehen sie sich und wie weit tragen sie?
2. Welche neue Ausprägung hat die defensive Absicherung erhalten, erstens dadurch, 

daß das Schutzbedürfnis in der Krise allgemeiner geworden ist; zweitens dadurch, 
daß die defensive Gestaltung mit dem Anspruch auf innovative Gestaltung des 
Strukturwandels kompatibel sein soll? Ergeben sich nicht Widersprüche bzw. Aus­
schließlichkeiten durch das Nebeneinander von Gestaltungs- und Sicherungsan­
spruch?
Wie beim Konzept der Strukturanpassung bereits angedeutet, beruht die Wirksam­

keit der Strategie der flankierenden Besitzstandsicherung auf branchenspezifischen 
Voraussetzungen. Nur solche Branchen bzw. Produktionsbereiche werden gestützt 
und weiterentwickelt, denen auch zukünftig eine stabile bzw. verbesserte Weltmarkt­
position prognostiziert wird. Nur unter dieser Voraussetzung können aus der Logik 
des Konzepts die negativen sozialen Folgen vorübergehend sein und nur in diesem Be­
reich wäre aufgrund des Wachstums die soziale Sicherung finanzierbar. D.h., es ent­
stehen mittelfristig neue Arbeitsplätze, die es rational erscheinen lassen, den Status 
der Beschäftigten für eine Übergangsphase zu erhalten (Arbeitsplatz-, Einkommens­
und Qualifikationssicherung).

Sind diese Voraussetzungen nicht gegeben, ist die Strategie der flankierenden Be­
sitzstandsicherung ungeeignet. Dann kommt der defensiven Besitzstandsicherung als 
eigenständiges gewerkschaftliches Ziel größere Bedeutung zu.

Es wäre also zu untersuchen, ob unterhalb der makroökonomischen Argumenta­
tion der Gesamtorganisation auf der Grundlage der unterschiedlichen Stellung der 
Branchen im Strukturanpassungsprozeß auch unterschiedliche Besitzstandssiche­
rungsstrategien realisiert werden. Da die verschiedenen Branchen auch regional unter­
schiedlich konzentriert sind, ließe sich darin auch eine Ursache für die Regionalisie­
rung der Besitzstandsicherungpolitik finden.11

Folgt man der Differenzierung der Branchen nach dem Grad der Exportorientie­
rung, marktabhängigen Wachstunmspotentialen und Produktivitätsreservern, so läßt 
sich auch eine entsprechende Differenzierung der sektoralen Strukturpolitik und ent­
sprechender gewerkschaftlicher Handlungsspielräume vermuten.
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»Die deutsche Gewerkschaftspolitik wird in entscheidendem Ausmaß vom Welt­
marktzusammenhang bestimmt. Dabei gibt es »Gewinner« und ’Verlierer*. Während 
die internationale Spitzenposition der deutschen Maschinen-, Elektro- und Chemiein­
dustrie bisher nicht nur hohe Profite, sondern -  im nationalen Vergleich -  über­
durchschnittlich hohe Löhne und Sozialleistungen sowie geringere Arbeitsplatzverlu­
ste ermöglichte, müssen sich die Beschäftigten der traditionellen Konsumgüterindu­
strie (Textil/Bekleidung, Lager-, Holz- und Kunststoffverarbeitung, Schuhindustrie) 
wegen mangelnder Konkurrenzfähigkeit und steigendem Importdruck mit höheren 
Arbeitsplatzverlusten und niedrigeren Löhnen abfinden.

Entsprechend unterschiedlich reagieren die betroffenen Gewerkschaften. Am de­
fensiven Ende der Skala finden sich Vorschläge, wie Protektionismus, Verbot der 
Auslagerung von Produktionsstätten, Unterstützung höherer Löhne und besserer 
Arbeits- und Lebensbedingungen in Niedriglohn-Ländern, Sozialsteuern auf reim­
portierte Waren (IG-Textil/Bekleidung); am offensiven Ende wird gefordert: Ausbau 
des Exports, Ablehnung jeglicher protektionistischer Maßnahmen und widerwillige 
Hinnahme von Produktionsverlagerungen (IG Chemie; IG Metall). Aufgrund der 
ökonomischen Dominanz der ’offensiven* Branchen sowie der von ’Modell Deutsch­
land* ebenfalls (mehr oder weniger) profitierenden öffentlichen und privaten 
Dienstleistungs-gewerkschaften (ÖTV, HBV) ist das interne gewerkschaftliche Kräf­
teverhältnis im DGB von der Vorherrschaft des exportorientierten und antiprotektio­
nistischen Kurses bestimmt...«12

Die IG Metall mit ihrem Organisationsbereich Automobilindustrie, Maschinenbau 
und elektronische Industrie, der Bezirk Baden-Württemberg mit seiner hohen Kon­
zentration in diesen Wachstumsbranchen, seinem hohen gewerkschaftlichen Organi­
sationsgrad und gewerkschaftlicher Kampfbereitschaft dürfte für die Variante der ak­
tiven, gestaltenden Besitzstandsicherungsstrategie stehen.«13

2. Die Konzeption der defensiven Besitzstandsicherung im Rationalisierungsschutzab­
kommen und der Alterssicherung

Mit dem Wiedereinsetzen des Krisenzyklus 1967/68 ergab sich für die IG Metall 
erstmals die generelle Notwendigkeit, eine größere Zahl von Beschäftigten vor der Ge­
fahr von Entlassung und Einkommensverlust zu schützen. Dies geschah durch den 
Abschluß eines bundesweiten Rationalisierungsschutzabkommens 1968, das im we­
sentlichen folgende Regelungen enthielt 14:

Bei durch Rationalisierungsmaßnahmen bedingten Entlassungen oder Umsetzun­
gen wurde vereinbart:
- Das Angebot gleichwertiger, zumutbarer Arbeiten bzw. später frei werdender Ar­

beitsplätze;
- Bei Abgruppierung und nach dem 40. Lebensjahr und 10-jähriger Betriebszugehö­
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rigkeit für die Dauer der jeweils geltenden Kündigungsfrist, mindestens aber für 3 
Monate, der frühere Arbeitsverdienst, anschließend eine abgestufte Anpassungs­
beihilfe (2 Mo 75%, 2 Mo 50%, 2 Mo 25% der Verdienstdifferenz);

- Umschulung auf Kosten des Unternehmens bei Weiterzahlung des bisherigen Ar­
beitsverdienstes für 6 Monate;

- Bei Entlassung nach dem 40. Lebensjahr und 10 Jahren Betriebszugehörigkeit eine 
Abfindung von 2 bis 9 Monats Verdiensten, gestaffelt bis 25 Jahre Betriebszugehö­
rigkeit und 64. Lebensjahr.
Die direkte Wirkung dieses Abkommens blieb gering, seine Bedeutung liegt eher in 

der Definition des gewerkschaftlichen Verständnisses eines »defensiven Besitzstands­
schutzes«, das dann auch in die Novellierung des Betriebsverfassungsgesetzes 1972 
und die Sozialplanpolitik eingegangen ist.

Inzwischen beginnt sich demgegenüber eine kritische Position durchzusetzen: »Auf 
der anderen Seite sind die Probleme mit diesem Abkommen mittlerweile bekannt: der 
Rationalisierungsbegriff blieb stets umstritten; die Unternehmen konnten die perso­
nalpolitischen Maßnahmen jeweils anders begründen und damit den angestrebten 
Schutzzweck des Tarifvertrages unterlaufen. Ihrer Anlage nach sind diese Abkom­
men nicht geeignet, den materiellen Besitzstand und den sozialen Status wirklich zu 
sichern.« 15

Der Rationalisierungsschutz ist zu Beginn der 70er Jahre maßgeblich im Bereich der 
Schutzbestimmungen für ältere Beschäftigte ausgeweitet worden. 16 Dieser Rege­
lungsbereich war für die IG Metall insofern besonders wichtig geworden, weil sich seit 
1967 herausgestellt hatte, daß die Gruppe der älteren Beschäftigten überproportional 
von den Folgen der Krise, insbesondere von Entlassungen, betroffen war. Der Tarif­
politik auf diesem Gebiet sollte dabei eine doppelte Schutzfunktion zukommen: Sie 
sollte einmal die älteren Beschäftigten vor Arbeitsplatzverlust oder Verdienstminde.» 
rung in Folge nachlassender Leistungs- und Anpassungsfähigkeit schützen, sie sollte 
andererseits die besonders gesundheitsgefährdete Gruppe, bei der sich das bisher all­
gemein behandelte Belastungsproblem als Altersproblem stellt, vor Gesundheitsschä­
den in Folge von Überforderung schützen. Dieses Ziel konnte aus verschiedenen 
strukturellen und konzeptionellen Gründen nicht erreicht werden.

Erstens stellte sich heraus, daß die Betriebsräte trotz des vorgeschriebenen 
Informations- und Beratungsrechts nur unzureichend über Investitionsvorhaben, Ra­
tionalisierungsmaßnahmen und deren Auswirkungen auf die Personalsituation unter­
richtet waren.

Zweitens führte die Bindung des Schutzes an die Dauer der Betriebszugehörigkeit 
gerade dazu, daß die älteren Arbeitnehmer, die vor kürzerer Zeit gewechselt hatten, 
nicht geschützt waren.

Drittens kann ein nur betriebsbezogener Kündigungsschutz nicht die Entlassung 
verhindern; im Gegenteil erscheint bei einem Schutz ab einem bestimmten Lebensal­
ter die Entlassung vor Erreichen der Schutzgrenze bzw. zu einem Zeitpunkt, wenn ei­
ne Leistungsminderung offensichtlich wird, für die Persoanlleitung opportun.

140



Viertens können die Regelungen des Rationalisierungsschutzabkommens umgan­
gen werden, wenn das Unternehmen kaum noch ältere Arbeitskräfte einstellt, diese 
bereits vor Erreichen der Schutzgrenze auf einen niederen Status umsetzt oder die 
Schutzregelung durch die Nutzung von Frühverrentungsregelungen unterläuft.

Fünftens hat sich herausgestellt, daß auch Altersgeschützte aus betrieblichen und 
persönlichen Gründen versuchen, die frühere Leistung zu erbringen.

Ein Ausbau der altersspezifischen Sicherung wurde im Bereich der IG Metall erst­
mals mit dem Lohnrahmentarifvertrag II 1973 und anschließend noch einmal im 
Unterweser-Streik 1974 erkämpft. Um die generelle Zielsetzung dieser Besitzstandsi­
cherungsstrategie darzustellen, wird im folgenden eine Stellungnahme des Bezirkslei­
ters Baden-Württembergs zitiert: »Es ist ein Akt sozialer Gerechtigkeit, auch dem Ar­
beiter und seiner Familie die Angst vor dem Altern, die Angst vor dem Krankwerden 
und die Angst vor den Folgen verminderter Leistungsfähigkeit zu nehmen und ihm 
wenigstens zu garantieren, daß er im Verdienst nicht mehr absinkt... Folgende Bedin­
gungen muß deshalb eine sinnvolle Regelung enthalten:
- Die Betriebszjugehörigkeit als Voraussatzung für den Schutz muß .lgurz sein, weil 

sonst die Mobilität der Arbeitnehmer, eingeschränkt worden wäre ...
- Der Verdienst muß voll abgesichert sein und an den zukünftigen Lohn- und Ge­

haltssteigerungen teilnehmen, damit der Lebensstandard des Arbeitnehmers gehal­
ten wird und nicht absinkt.

- Der Arbeitnehmer mußte soweit wie möglich unkündbar sein, damit ist nicht nur 
die Unkündbarkeit des Arbeitsverhältnisses gemeint, sondern auch die Unkündbar­
keit des Arbeitsplatzes. In der Praxis würden sonst qualifizierte Arbeitnehmer bei 
gleichem Lohn dadurch zum Selbstkündigen gezwungen, indem man sie auf unzu­
mutbare Arbeitsplätze versetzt.

- Die Arbeitnehmer dürfen nicht gezwungen werden, als Anspruchsvoraussetzung 
ein ärztliches Attest vorlegen zu müssen, in dem ihnen bescheinigt wird, daß sie 
nicht mehr im Leistungslohn beschäftigt werden können. Mit einem solchen Attest 
wäre der ganze sozialpolitische Zweck einer Alterssicherung verfehlt. Der Arbeit­
nehmer müßte dann durch den Arzt bescheinigen lassen, daß er bereits ’menschli­
cher Schrott“ geworden ist, weil er nicht mehr leistungsfähig ist; daß er bereits abge­
sondert, bereits an den Rand gedrängt ist.
Die IG Metall wollte gerade, daß der Arbeitende eine Chance erhält, seine Lei­

stungsfähigkeit zu ’strecken“, seine Gesundheit zu erhalten. Der arbeitende Mensch 
muß die Chance bekommen, mit aufrechtem Gang in die Rente zu gehen.« 17 

Nach längerem Arbeitskampf konnte 1973 in NB-NW vereinbart werden, daß Ar­
beitnehmern, die das 53. Lebensjahr vollendet haben und dem Betrieb mindestens 3 
Jahre,angehören, nur hoch aus wichtigem Grund gekündigt werden kann. Jeder Ar­
beitnehmer, der im 55. Lebensjahr steht und dem Betrieb wenigstens 1 Jahr angehört, 
erhält den Durchschnittsverdienst der letzten 12 voll gearbeiteten Kalendermonate.18 
Diese Regelung ist mit unterschiedlicher Ausprägung der Altersgrenze (überwiegend
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ab 55 Jahren) und mit unterschiedlicher Dauer der Betriebszugehörigkeit als An­
spruchsvoraussetzung (meist zwischen 10 und 20 Jahren) inzwischen in der Mehrzahl 
der Tarifgebiete vereinbart worden. 19
Anhand der beiden beschriebenen, wesentlichen Regelungsbereiche kann eine Cha­
rakterisierung der defensiven Bestandsschutzstrategie versucht werden 20:
1. Die Regelungen akzeptieren den betrieblichen Rationalisierungs- und Umstellungs­

prozeß, sie beziehen sich allein auf bestimmte, bei Einzelpersonen auftretende Fol­
gen. Ein Einwirken auf den verursachenden Prozeß ist nicht vorgesehen (allerdings 
war im ursprünglichen Entwurf der IG Metall ein paritätischer Personalplanungs­
ausschuß angestrebt).21
Die Regelungen sind insofern ursachenbezogen, als ein bestimmter Rationalisie­
rungstatbestand als Anspruchsvoraussetzung definiert ist; den Unternehmen eröff­
nen sich dadurch breite Möglichkeiten des Unterlaufens der Schutzregelungen.

2. Die Regelungen sind insofern statisch-vergangeheitsorientiert, als sie versuchen, 
bestimmte Elemente des Beschäftigtenstatus, die einmal real durch die Leistung im 
Betrieb erworben wurden, festzuschreiben. Bei Veränderungen der betrieblichen Si­
tuation muß sich der Beschäftigte trotz Besitzstandsicherung auf diese neuen Be­
dingungen einstellen und seinen Status jeweils neu ’verdienen“. Alle Maßnahmen 
zielen auf die Überbrückung des Übergangs zu einer neuen, vom Unternehmen vor­
gegebenen Situation, wobei der Übergang finanzielle ’abgefedert“ wird und als zeit­
lich befristet verstanden wird. Die Frage nach den Bedingungen der neuen Situa­
tion, zu der der Einzelne übergeht und in der er seinen Status wieder neu begründen 
muß, wird nicht beantwortet. Das bedeutet, daß der Einzelne die Anpassungsleis­
tung individuell erbringen muß. Im Hinblick auf Möglichkeit und Fähigkeit, wieder 
einen gleichwertigen und zumutbaren Arbeitsplatz zu finden, wird der Gesicherte 
nicht unterstützt, weshalb viele mittelfristig doch Statuseinbußen erleiden oder so­
gar arbeitslos werden bzw. sich verrenten lassen. Die defensive Besitzstandsiche­
rung hat die Wirkung einer individuellen Anpassungsregelung.

3. Dieser Wirkungsmechanismus drückt sich in der Selektivität der gesicherten Berei­
che aus. Als zu regelnde Folgen wurden Arbeitsplatz- und Einkommenssicherung in 
den Mittelpunkt gestellt -  Hauptanweridungsbereich der Verträge ist die finan­
zielle Kompensation von Entlassungen und Arbeitsplatzwechsel.
In der Alterssicherung ist zwar auch die Behandlung anderer Folgen angelegt, je­
doch bisher kaum wirksam geworden. So bestand erstens die Intention, die Ge-- 
sundheit der Älteren durch die Abkoppelung der Beziehung zwischen Lohn und 
Leistung zu schützen. Es hat sich jedoch gezeigt, daß eine solche Regelung nicht 
greift, wenn sie nicht mit der Veränderung der Arbeitsbedingungen im Betrieb ver­
bunden ist, die einerseits die Gesundheitsschäden und Leistungsminderungen ver­
ursachen und andererseits auch die Altersgesicherten faktisch zwingen, noch hohe 
Leistungen zu bringen. Aus diesen Gründen tendiert die Alterssicherung eher dazu, 
die Frühverrentungsgrenze zu senken, d.h. die Älteren werden bei eingetretener
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Leistungsminderung möglichst bald aus dem Betrieb ausscheiden, um die Abfin­
dung mitzunehmen.
Ein anderer Aspekt ist die Qualifikationssicherung. Hier gibt es die Bestimmung 
über das Angebot gleichwertiger, zumutbarer Arbeitsplätze und die Möglichkeit 
unternehmensfinanzierter Umschulung. Soweit mir bekannt ist, hat insbesondere 
die letzte Regelung kaum eine praktische Rolle gespielt. Faktisch bestimmt das Un­
ternehmen, wen es für welche Stelle im Unternehmen in welcher Art umschulen 
will. Die Entscheidung liegt bei der Unternehmensleitung, weitgehend werden jun­
ge Beschäftigte in höheren Positionen fortgebildet. Für die Umschulung geeignete 
Arbeitsplätze sind selten und die Konkurrenz seitens des externen Arbeitsmarktes 
ist groß. 22 (vgl. ausführlich Abschnitt 4.4)
Bei beiden Aspekten wird deutlich, daß die Alterssicherung ohne eigenständige 
Konzepte und Politiken zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen und einer zu­
kunftsorientierten Aus- und Weiterbildung in der Luft hängt. 23

4. Die defensive Besitzstandsicherung ist insofern personengruppenspezifisch gere­
gelt, als sie Alter und Dauer der Betriebszugehörigkeit zur Anspruchsvoraussetzung 
macht. Hinter beiden Merkmalen stehen spezifische und selektive Sichtweisen der 
Anforderungen moderner Industriearbeit. Das Merkmal der Dauer der Betriebszu­
gehörigkeit stellt auf das Interesse des Einzelunternehmens ab, die Betriebstreue 
und Loyalität der Beschäftigten zu sichern und honorieren. Über dieses Selektions­
kriterium sichert sich das Unternehmen seine Beschäftigten; wechselt der Betreffen­
de das Unternehmen, muß er für die ’sozialen Folgen des technischen Fortschritts“ 
selbst einstehen. Das Bedürfnis des Einzelnen nach Besitzstandsicherung wird an 
das Dispositionsinteresse des Einzelunternehmens geknüpft.
Das Merkmal des Alters beruht auf einem anderen Verständnis und bildet ein Ge­
genkonzept zur Bindung an das Einzelunternehmen. Es beruht darauf, daß mit zu­
nehmendem Alter das Risiko von Besitzstandsverlust steigt. Die Problematik dieses 
Konzepts liegt nun darin, daß personelle Voraussetzungen mit betrieblichen Vor­
aussetzungen (Tatbestand der Rationalisierung) verknüpft werden, obwohl sie zum 
Teil voneinander unabhängig sind. Die Unternehmen rationalisieren und die sozia­
len Folgen treten unabhängig davon ein, wie alt die Beschäftigten sind. Die Alters­
abhängigkeit macht die Besitzstandsicherung zu einer Art Sozialhilfe für Ältere und 
geht damit an einer zeitgemäßen Gestaltung der Industriearbeit vorbei. Das Merk­
mal wirkt selektiv, indem ihm die Annahme zugrunde liegt, daß persönlich, insbe­
sondere gesundheitliche Folgen erst in höherem Alter auftreten. Die besondere 
Qualität neuerer Belastungskonstellationen, die Zunahme sog. neuer Volkskrank­
heiten auch bei den unteren Altersgruppen, ist nicht berücksichtigt. Auch unter die­
sem Gesichtspunkt wirkt die Altersabhängigkeit als traditionell sozialhelferisches 
Konzept, das Grundsituationen moderner Industriearbeit nicht berücksichtigt 
(übertriebene Mobilität, neue Formen und Intensitäten des Gesundheitsverschleis- 
ses).
Die Eingrenzung der Anspruchberechtigten kann darauf zurückgeführt werden,
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daß zum Zeitpunkt der Konzipierung der Verträge das Sicherungsproblem als päl- 
tielles, zeitlich beschränktes Phänomen gesehen wurde. Dies hatte gleichzeitig zur 
Folge, daß die finanzielle Belastung der Unternehmen gering gehalten wurde. In 
der Tarifbewegung 1978 hat die IG Metall sogar damit argumentiert, daß die Al­
terssicherung die Unternehmen nahezu nichts gekostet hätte.
Zusammenfassend kann das Konzept der defensiven Besitzstandssicherung da­

durch charakterisiert werden, daß die Aspekte der finanziellen Kompensation und der 
Zwang zur individuellen Anpassung dominieren. Die Bewegungsfreiheit der Unter­
nehmen war weder gestalterisch durch eine längerfristige Bestandssicherung noch fi­
nanziell durch die Höhe der Kompensationsverpflichtungen erheblich eingeschränkt. 
Die IG Metall orientierte sich offensichtlich am Modell der finanziellen Abgeltung 
unvermeidlicher sozialer Folgen 24 und auch die Unternehmen sahen keine Notwen­
digkeit, darüberhinausgehende Notwendigkeiten anzuerkennen und sich in dieser 
Richtung zu verpflichten (Weiterbeschäftigung, Qualifizierung, Gesundheitsschutz). 
Eine Differenzierung der defensiven Besitzstandssicherungspolitik ist daher auch nur 
in dem Maße zu erwarten, wie das Grundmodell ausgebaut wurde und wie hoch dem­
entsprechend die Kosten waren. Dabei ergibt sich der Widerspruch, daß in den pros­
perierenden Branchen die Ansprüche auf Basis dieses Modells so gering ausfallen 
können, daß sie die ZahlungsWilligkeit der Unternehmen noch nicht einmal erreichen 
25, in den ausgesprochenen Krisenbranchen dagegen überfordern und zu ausgedehn­
ten Umgehungsstrategien führen.

3. Der Absicherungstarifvertrag als Ausweitung der defensiven Besitzstandsicherung - 
Konzeption und Kompromiß beim Ahsicherungstarifvertrag

Gegenstand des Absicherungstarifvertrages ist die Eingruppierung der Beschäftigten, 
die nach der summarischen oder analytischen Arbeitsbewertung vorgenommen wird. 
Mit der Eirigruppierung in Lohn- bzw. Gehaltsgruppen wird der wichtigste Einkom- 
mensbestandteil, der sog. Grundlohn bzw. das Grundgehalt, festgelegt. Weitere 
Lohnbestandteile sind leistungsabhängige Lohnteile wie Akkord und Prämie sowie 
betriebliche Zulagen. Bei den in der Metallverarbeitung praktizierten Verfahren der 
Arbeitsbewertung handelt es sich um eine sog. anforderungsgerechte Bewertung. Im 
Gegensatz zur früher dominierenden, personenbezogenen Bewertung -  die nach der 
Ausbildungsqualifikation die 3 Gruppen Un-, Angelernte und Facharbeiter unter­
schied -  werden hier die betrieblich vorgegebenen Arbeitsanforderungen erhoben 
und unabhängig von der ausgeführenden Person bewertet.

Die Hauptanforderungsarten sind:
- Können
- Belastung
- Verantwortung
- Umgebungseinflüsse. |

Die Arbeitsbewertung stellt damit eine Verbindung zwischen betrieblichen Arbeits­
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bedingungen (sog. passive Anforderungen wie Belastungen und Umgebungs­
einflüsse), den Anforderungen an die persönlichen Fähigkeiten (sog. aktive Anforde­
rungen) und der individuellen Lohnhöhe her. Durch diese Verknüpfung von Arbeits­
situation und Lohn wird die Eingruppierung, da der einzelne Beschäftigte kaum mehr 
auf persönliche Leistungen im klassisch-handwerklichen Sinne verweisen kann, zum 
zentralen Statusausweis des Beschäftigten, zum Teil auch unabhängig davon, welche 
konkrete Arbeit er verrichtet.

In der langen Wiederaufbau- und Wachstumsphase der westdeutschen Wirtschaft 
- war es Normalität, daß ein Beschäftigter im Verlauf seines Arbeitslebens von einer 

langsam steigenden, zumindest aber konstanten Eingruppierung ausgehen konnte. 
Sich ausweitende Beschäftigung, der hohe Stellenwert betrieblicher Erfahrung und 
die Möglichkeit des Arbeitsplatzwechsels bei ’Beschäftigung unter Wert1 sowie Wei­
terbildungsangebote verfestigten den Anspruch auf eine stabile und langfristig stei­
gende Eingruppierung.

Die Auswirkungen von Stagnation und Krise einerseits, technisch-arbeitsorganisa­
torischer Rationalisierung in der metallverarbeitenden Industrie andererseits machten 
sich seit Beginn der 70er Jahre bemerkbar. Erstmals massiv in der Strukturkrise der 
Uhrenindustrie, aber auch in Teilen der elektrotechnischen und meßtechnischen In­
dustrie, waren Entlassungen, Versetzungen und Abgruppierungen zu verzeichnen.26 

Aufgrund der Verknüpfung von Lohn- und Arbeitsanforderungen führten:
- der Wegfall einzelner Arbeitsgänge durch Mechanisierung, Teilautomatisierung, Verwen­

dung neuer Produktionsverfahren und Rohstoffe;
- die Senkung von Qualifikationsanforderungen durch Arbeitszerlegung, Einsatz elektroni­

scher Bausteine;
- die Senkung von Arbeitsumgebungsbelastungen im Rahmen von sog. Humanisierungsmaß­

nahmen

zum Wegfall von Arbeitswerten, zur Neubewertung von Arbeitsplätzen und damit 
zur Möglichkeit der Abgruppierung des betreffenden Beschäftigten. Gleichzeitig 
führte die Vielzahl von Entlassungen, Versetzungen und Umsetzungen im Verlauf der 
Krise zu Veränderungen der Eingruppierung am neuen Arbeitsplatz, wobei nicht im­
mer ein gleichwertiger Arbeitsplatz gefunden werden konnte.

Bisher hatte die IG Metall das Problem der Abgruppierung wesentlich als 
personengruppen-spezifisch gesehen. Bei der sog. Alterssicherung, die seit 1973 suk­
zessive in den Tarifregionen der IG Metall durchgesetzt wurde, ging es um den Schutz 
älterer Beschäftigter vor Abgruppierungen, die wesentlich durch eine altersbedingte 
Leistungsminderung sowie der Entwertung ihrer Kenntnisse und Fähigkeiten verur­
sacht werden. Mit zunehmender Krisenerfahrung erschien dieses Problem als ein ge­
nerelles, weniger personenbedingt, sondern durch Krise und Rationalisierung verur­
sacht. Beschäftigte aller Altersgruppen und Qualifikationsstufe, Arbeiter und Ange­
stellte waren zunehmend von Abgruppierungen bedroht.

Die Gefährdung eines der grundlegenden gewerkschaftlichen Ziele und eines zen­
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tralen Anspruchs der Gewerkschaftsmitglieder: die Gefährdung der Stabilität des Ein­
kommens und die Möglichkeit von ’Abstiegskarrieren ‘ führte in NB-NW zur Ausar­
beitung der Absicherungs-Konzeption, die aus drei Elementen bestand: 27

a) der personenbezogenen, individuellen Absicherung der Eingruppierung ohne ursa­
chenbezogene und personenspezifische Anspruchvoraussetzungen und ohne zeitli 
che Begrenzung;

b) die betriebsbezogene, kollektive Absicherung, nach der ergänzend zur individuellen 
Absicherung das gesamtbetriebliche Eingruppierungsniveau zumindest konstant 
gehalten werden sollte;

c) der Ausbau der betrieblichen Personalplanung über einen jährlichen Tarifstatus- 
Bericht und Versetzungs- und Umschulungsregeln, um personalpolitisch zu interve­
nieren und die Auswirkungen des abgeschlossenen Tarifvertrages beurteilen zu 
können.

Gegen den prinzipiellen Widerstand von Gesamtmetall, nach mehrwöchigen Warn- 
und Schwerpunktstreiks sowie einer breiten Aussperrungsaktion durch die Unterneh­
men wurde schließlich folgender Kompromiß vereinbart: 28

a) Abgruppierungen sind weiterhin möglich, aber nur unter den Bedingungen, daß sie 
rechtzeitig angekündigt werden und eine Versetzung auf einen gleichwertigen Ar­
beitsplatz sowie eine Umschulung nicht möglich ist. Die Abgruppierung, die höch­
stens 2 Lohn- bzw. 1 Gehaltsgruppe ausmachen darf, verläuft nach einem 3- 
Phasen-Modell: rechtzeitige Ankündigung, 18 Monate Einkommensschutz durch 
einen Verdienstausgleich in Höhe der Tariflohn/gehaltsdifferenz zwischer alter und 
neuer Lohn-/Gehaltsgruppe und eine Anpassungssphase, in der über mehrere Jah­
re der Verdienstausgleich durch Anrechnung der Tariferhöhungen zu 50% abge­
baut wird.

b) Keine kollektive Absicherung;
c) die Erzwingung der Personalplanung durch die Vereinbarung der rechtzeitigen An­

kündigung von Maßnahmen, die zu einer Abgruppierung führen, die vierteljährli­
che Unterrichtung des Betriebsrates über die Lohn-und Gehaltsgruppendurch­
schnitte sowie eines jährlichen Beratungstermins.

Stellt dieser Tarifvertrag einerseits die fortgeschrittenste Regelung der Besitzstand­
sicherung dar, so hat sich doch in dem Kompromiß grundsätzlich die Position des 
Unternehmerverbandes durchgesetzt, »daß nach ihrer Auffassung eine sachgerechte 
Antwort auf die sozialen Herausforderungen durch den technologischen Wandel 
nicht die totale Sicherung eines einmal erreichten Besitzstandes, sondern nur das An­
gebot vom Umsetzungen, Umschulungen und finanzieller Anpassungsbeihilfe sein 
könne.«29
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4. Die defensive Komponente des Absicherungstarifvertrags: die zeitlich befristete, 
partielle Verdienstsicherung

Der Absicherungsvertrag steht in der Tradition des -  zum 31.12.1977 gekündigten 
-  Rationalisierungsschutzabkommens, hebt den Aspekt der Verdienstsicherung her­
vor und verallgemeinert ihn. Es ist aufgefallen, daß im Zusammenhang mit der 
Strukturanpassungs- und Innovationsförderungspolitik die Frage der Lohn- und Ge­
haltshöhe von der IG-Metall kaum thematisiert worden ist. Dies wäre auch nur mög­
lich, wenn entweder die IG-Metall ihre Lohn- und Gehaltsforderungen an branchen­
spezifischen Konjunkturdaten orientieren würde oder sie über ein Argumentations­
muster verfügen würde, das hohen Löhnen einen produktiven Effekt in diesem Struk­
turwandel beimißt. Gegenüber der dominierenden Unternehmerargumentation, daß 
die zu hohen Lohnkosten in der BRD einen wesentlichen Wettbewerbsnachteil im 
Rahmen der internationalen Konkurrenz darstellen, begründet die IG-Metall ihre 
Lohnforderungen bzw. die Forderung nach Lohnabsicherung mit der Erhaltung des 
nationalen Lebensstandards und der Bedeutung der Löhne als Nachfragefaktor. Das 
bedeutet aber, daß die einkommensbezogenen Forderungen neben dem Konzept der 
Strukturanpassung stehen und von der Gewerkschaft gegen den Druck der Unterneh­
mer als Defensivposition verteidigt werden. Wenn nun der Absicherungstarifvertrag 
die Einkommenssicherung in den Mittelpunkt stellt, so bedeutet allein dieser Sachver­
halt, daß ein eindeutig defensives Feld der Tarifpolitik ausgebaut wird, dem unmittel­
bar keine gestaltende Qualität zukommt.

Welche Bedeutung der Verdienstminderung durch Abgruppierung in den letzten 
Jahren in den westdeutschen Betrieben der Metallverarbeitung zugekommen ist, ist 
nicht repräsentativ zu ermitteln. Auch für kleinere Untersuchungseinheiten liegen kei­
ne Daten darüber vor, wie sich das betriebliche Eingruppierungsniveau im Laufe der 
Jahre verändert hat und in welchem Ausmaß daran Abgruppierungen beteiligt waren. 
Die Bedeutung der Abgruppierung ist zweifach einzuschränken:
1. stellt der Grundlohn nur einen geringen Anteil der Arbeitskosten, mit denen bei in­

ternationalen Vergleichen argumentiert wird. So betrugen in der Bundesrepublik 
1975 in der Industrie die Personalzusatzkosten 59,8% des Stundenlohns 30. Der 
Grundlohn stellt nun je nach Höhe der individuellen Eingruppierung und der Höhe 
der leistungsabhängigen Lohnbestandteile wiederum nur einen gewissen Prozent­
satz des Stundenlohns dar. Insofern muß argumentiert werden, daß von der Verän­
derung der Grundlöhne nur eine beschränkte Auswirkung auf die Gesamtlohnkos­
ten ausgeht. Bezieht man sich bei der Gewichtung der Bedeutung der Abgruppie­
rungen auf den internationalen Zusammenhang, so kommt hinzu, daß die wichtig­
sten Unterschiede zwischen den Industrieländern aufgrund der unterschiedlichen 
Höhe der Personalzusatzkosten zustande kommt. So betrugen im gleichen Jahr in 
der Industrie der Prozentsatz der Personalzusatzkosten nur 36,1% in den USA, 
23,7% in Großbritannien und nur 15,3% in Japan. Aus all diesen Gründen kann 
die Gewerkschaft argumentieren, daß von einer Verhinderung von Abgruppierung
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bzw. Verdienstsicherung bei Abgruppierung keine großen Wirkungen auf die 
Lohnkosten und damit auf die Wettbewerbssituation der Unternehmen ausgehen.

Insofern ist die Bezeichnung »Verdienstsicherung« irreführend. Die Absiche­
rungstarifverträge sichern in der Regel nur die Lohn- bzw. Gehaltsgruppe plus Ak­
korddurchschnitt bzw. tarifliche Leistungszulage. Eine Verringerung des indivi­
duellen Effektlohns ist also weiterhin möglich z.B. durch den Wegfall von Über­
stunden, den Wegfall von Schicht-, Nacht-, Sonn- und Feiertagszulagen, durch den 
Wechsel des Entlohnungsgrundsatzes (also von Akkord- in Zeitlohn oder ins Ange­
stelltenverhältnis bei Beibehaltung der Lohn- bzw. Gehaltsgruppe), beim Wegfall 
außertariflicher Zulagen etc. Diese Fälle von Einkommensverlusten treten betrieb­
lich relativ häufig auf und relativieren die Sicherungswirkung des ATV.

2. ist die personenbezogene Abgruppierung im Betrieb ein Prozeß, der von ver­
schiedenen anderen Prozessen überlagert wird. So verändert sich der Lohngruppen­
durchschnitt eines Betriebes über Entlassungen und Neueinstellungen, über Ab­
gruppierungen und Aufgruppierungen. Eine weitere Rolle spielt, um wieviele 
Lohngruppen jeweils aufgruppiert oder abgruppiert wird. Bisher ist nicht erhoben, 
wie zahlreich die Abgruppierungen durchschnittlich waren und welche Bedeutung 
ihnen im Verhältnis zu den anderen Personalbewegungen zukommt. Vom Verband 
der Metallindustrie Baden-Württemberg wurde auf der Grundlage jährlicher Loh­
nerhebung argumentiert, daß das Eingruppierungsniveau durchschnittlich steigt 
und daß sich das Verhältnis von Aufgruppierung zu Abgruppierungen durch­
schnittlich wie 9:1 verhält. Vor der IG-Metall wurde diese Tendenz nicht grundsätz­
lich bestritten31, sondern eher dagegengehalten, daß Abgruppierungen in einer zu­
nehmenden Zahl von individuellen Fällen zu einer erheblichen Einkommenseinbu­
ße führen würden und sozialpolitisch nicht zu vertreten seien. Allein aus diesen 
Grundpositionen wird deutlich, daß es sich bei der Absicherung der Eingruppie­
rung keinesfalls um einen lohnkostenrelevanten Sachverhalt handelt.
An einem Einzelbeispiel, der Veränderung der gesamten Eingruppierungen in ei­

nem großen Elektrobetrieb in Baden-Württemberg im Zeitraum zwischen 1975 und 
1977, kann ich zeigen, daß die Abgruppierungen einen vernachlässigbaren kleinen 
Anteil an der Veränderung des Lohngruppendurchschnittes hatten. Setzt man in die­
sem Betrieb die Differenz zwischen dem Eingruppierungsdurchschnitt 1975 = 4,30 
und dem Eingruppierungsdurchschnitt 1977 = 4,92 gleich 100%, so waren an dieser 
Veränderung beteiligt:
- Personalabgänge mit 43%
- Personalzugänge mit 22%
- Abgruppierungen mit 4%
- Aufgruppierungen mit 31%.32

f
Während der Absicherung also unter dem Gesichtspunkt der Lohnkosten nur ge­

ringe Bedeutung zukommt, liegt die Tragweite der Forderung offensichtlich in der 
Vermeidung erheblicher individueller Einkommenseinbußen in einer größeren Zahl
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von Fällen und der Furcht, daß aufgrund der ökonomischen und technischen Ent­
wicklungen die Möglichkeit von Abgruppierungen erheblich zunehmen.33 Damit ist 
die für den Absicherungstarifvertrag zentrale Verdienstsicherung eindeutig als defen­
sives Besitzstandsicherungspolitik einzuordnen.

Diese Einschätzung wird dadurch bestärkt, daß der wesentliche Fortschritt des Ab­
sicherungstarifvertrages gegenüber dem RationalisierungsschutiZ darin liegt, daß die 
Verdienstsicherung von einer bestimmten betrieblichen Ursache (Rationalisierungs­
maßnahmen) abgekoppelt wird und auf alle Beschäftigten ausgedehnt wird. Daß der 
ATV einerseits den Beschäftigten im Betrieb eine längere, aber zeitlich befristete Ver­
dienstsicherung garantiert, andererseits aber Abgruppierungen zuläßt, deutet darauf 
hin, daß lohnpolitisch Gewerkschaftsziele relativ weitgehend durchgesetzt werden 
konnten, dafür aber das Unternehmen sein Dispositonsrecht über Arbeitsgestaltung 
und -einsatz gewahrt hat. Dadurch, daß die Verknüpfung zwischen Arbeitsanfqrde- 
rung und Eingruppierung erhalten bleibt, behält das Unternehmen die Disposition 
über die Arbeitsanforderungen im Betrieb und ihre Bewertung, läßt aber andererseits 
zu, daß die Verknüpfung zwischen Eingruppierung und Entlohnung partiell gelöst 
wird. Der Arbeitsplatz kann verändert werden, der Arbeitsplatz kann gewechselt wer­
den, ohne daß das gewerkschaftliche Ziel der Sicherung verletzt wird. In dieser spezi­
fischen Entkoppelung zwischen betrieblichemGestaltungsinteresse und gewerkschaft­
lichem Sicherungsinteresse scheint mir der zentrale Punkt der Absicherungskonzep­
tion zu liegen, der sie zugleich als defensive Strategie ausweist.

Für die Unternehmen bietet die Verdienstsicherung den entscheidenden Vorteil, 
daß Arbeitsplätze umgestaltet oder vernichtet werden können, ohne daß damit auto­
matisch das zentrale Verdienstsicherungsinteresse der Beschäftigten berührt wird. Der 
ATV löst beim einzelnen Beschäftigten die Verknüpfung zwischen dem »eigenen, be­
sonderen« Arbeitsplatz und Verdienst und beseitigt damit eine zentrale innerbetriebli­
che Mobilitätsschranke. Die Angst vor Arbeitsplatzveränderungen bzw. Arbeitsplatz­
wechsel wird geringer, die betriebliche Umstellung wird zumutbar.34

Bei der Frage der Verkoppelung von Arbeitsgestaltung und Entlohnung wird das 
System der Arbeitsbewertung -  für Baden-Württemberg die analytische Arbeitsbe­
wertung -  an einer zentralen Stelle berührt. Die Unternehmer bestehen auf ihrem 
Dispositionsrecht über die Arbeitsplatzgestaltung, auf der Anforderungsbewertung 
und auf den Prinzipien des leistungsgerechten Lohns und gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit. Daneben gestehen sie durchaus finanzielle Übergangsleistungen zu.

»Allerdings dürfen Nachteile des technologischen Wandels in Einzelfällen nicht auf 
dem Rücken des Arbeitnehmers ausgetragen werdend daher sollten -  wie das schon 
häufig der Fall ist -  verstärke Besitzstandssicherungen vereinbart werden, die eine 
rechtzeitige Anpassung vorsehen und einen sozialen Abstieg verhindern. Derart per­
sönliche Absicherungen sollten im tarifpolitischen Bereich vereinbart werden und von 
der Arbeitsbewertung ferngehalten werden, weil es sich um persönliche und nicht an 
die Tätigkeit gebundene Auswirkungen handelt.«35
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Die Politik der Verdienstsicherung bei Abgruppierung ist in Bezug auf das System 
der Arbeitsbewertung auch mit einer anderen, »langfristigen« Strategie der IGM ver­
bunden: Anhebung der unteren Lohngruppen. Auch in der Tarifbewegung 1978 wur­
de von der IGM neben einer Prozentforderang und dem Absicherungstarifvertrag der 
Wegfall der beiden untersten Lohngruppen gefordert. Diese Forderung wird seit An­
fang der siebziger Jahre diskontinuierlich gestellt. Sie folgt aus der diskriminierenden 
Bewertung von relativ gering qualifizierter Frauentätigkeit. Im Zusammenhang mit 
der Absicherungforderung kommt dem Wegfall der untersten Lohngruppen die Be­
deutung zu, daß die Abgruppierungsmöglichkeiten im Bereich gering qualifizierter 
Tätigkeiten eingeschränkt werden: Beschäftigte in der LG 3 könnten garnicht mehr 
abgruppiert, in der Lohngruppe 4 nur noch um eine Lohngruppe etc. Abgruppierun­
gen in den unteren Lohngruppen haben insbesondere in der Elektroindustrie eine er­
hebliche Rolle gespielt.

Mit dieser Politik der Nivellierung wird generell die Grundlohndifferenzierung ver­
ringert, die untersten Lohngruppen aufgewertet und Verdienstteile abgesichert.36 Die 
oben vorgenommene Beurteilung der Absicherungskonzeption bestätigt sich dabei 
auch im Bereich der unteren Lohngruppen: durchgesetzt werden konnte nur die geld­
liche Anhebung der LG 1 auf das Niveau der LG 2, abgeschafft wurde die LG 1 nicht. 
D.h. auch hier werden Arbeitsbewertung und Entlohnung teilweise entkoppelt. Die 
schlechtesten Arbeitsplätze bleiben bestehen und werden auch nicht höher bewertet. 
Die Zugeständnisse auf der finanziellen Seite sind relativ gering, unterscheiden sich 
allerdings nach der betrieblichen/branchenmäßigen Qualifikationsstruktur. Der Wi­
derstand gegen den Wegfall seitens der Unternehmer dürfte eher mit der prinzipiellen 
Aufrechterhaltung der Lohndifferenzierung und des Leistungsprinzips begründet 
sein, als mit den durch Höhergruppierung entstehenden Lohnkosten.36

Bei der abschließenden Beurteilung der Verdienstsicherungskomponente des ATV 
muß ein Mechanismus Berücksichtigung finden, der vielfach beobachtet wird, aber 
statistisch kaum zu belegen ist: da der ATV die Abgruppierung mit einer Vielzahl pro- 
zeduraler und finanzieller Auflagen versieht, wird sie für das Unternehmen umständ­
lich und teuer. Erfahrungen nach dem Abschluß des ATV sprechen dafür, daß der 
ATV in dem Sinne viele Abgruppierungen verhindert hat, als die Unternehmen den 
damit verbundenen Aufwand gescheut haben. Dieser Mechanismus der Verhinderung 
durch Erschwerung wird durch einen anderen Faktor verstärkt: die Ankündigung ei­
ner Abgruppierung insbesondere bei älteren und qualifizierteren Beschäftigten verur­
sacht teilweise erbebliche betriebliche Konflikte. Solche Abgruppierungen werden 
z.T. als Verstoß gegen den grundsätzlichen Sozialkontrakt im Betrieb, gegen die So­
zialpflichtigkeit des Unternehmens interpretiert und können damit die Arbeitseinstel­
lung der Beschäftigten grundlegend beeinflussen. D.h., die moralischen Kosten sol­
cher Abgruppierungen können sehr hoch sein und die Unternehmensleitiing veranlas­
sen, zumindest kurzfristig auf die relativ geringe Lohnkosteneinsparung zu verzich­
ten. Die personenbezogene Einkommensicherung liegt insofern im Interesse des Un­
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ternehmens. Als Lösung bietet sich an, die Eingruppierung bis zum Ausscheiden des 
betreffenden Mitarbeiters formal aufrecht zu erhalten und bei der Neubesetzung des 
Arbeitsplatzes die neue, »anforderungsgerechte« Eingruppierung vorzunehmen. Die 
Abgruppierung folgt also nicht direkt der Arbeitsplatzveränderung, sondern dem 
Personenwechsel am Arbeitsplatz. Dieser Mechanismus gilt in stärkerem Maße an Ar­
beitsplätzen mit hohen Anforderungen an Kenntnisse und Erfahrung, bei kleineren 
betrieblichen Umstellungen und bei älteren Beschäftigten.

Erhöht dieser Mechanismus also einerseits die personengebundene Einkommenssi­
cherung, so verstärkt er andererseits den Druck auf den Arbeitsplatzwechsel, weil 
dann die arbeitsplatzbezogene Abstufung vorgenommen werden kann. Dies kann hei­
ßen Entlassungen und Neueinstellung -  wenn geeignete Ersatzarbeitskräfte auf dem 
Arbeitsmarkt verfügbar sind -  es kann auch Frühverrentung bedeuten. Insgesamt 
läßt sich aus der betrieblichen Handhabung der Verdienstsicherung eine Tendenz zur 
Mobilisierung und zur Verringerung der Belegschaft vermuten, die der Forderung 
nach Arbeitsplatzsicherung entgegensteht.

5. Auswirkungen des ATV.auf die Arbeitsplatzsicherheit.

Der Absicherungstarifvertrag verfügt über keine Regelungen, die sich direkt auf die 
Sicherung von Arbeitsplätzen beziehen. Allerdings lassen sich aus den vorangegange­
nen Überlegungen einige Hinweise für indirekte Wirkungen der ATV in Bezug auf 
die Bestandssicherungskomponente Arbeitsplatz ziehen.
1. ist der Absicherungsvertrag darauf angelegt, nicht einen bestimmten Arbeitsplatz 

zu sichern, sondern einen gleichwertigen und zumutbaren Arbeitsplatz im Betrieb. 
Die Bindung des einzelnen Beschäftigten an einen bestimmten Arbeitsplatz, mit den 
ihn in der Regel langjährige Arbeitserfahrung, spezielle Kenntnisse und das Einle­
ben in die spezifische Arbeitsplatzsituation verbinden, ist aufgegeben zugunsten ei­
ner relativen, unspezifischen, betriebsbezogenen Arbeitsplatzsicherung. Diese Aus­
gestaltung des »Rechts auf Arbeit« hat weitgehende Folgen für die Veränderung 
der Situation des betroffenen Beschäftigten im Betrieb, die u.a. im nächsten Ab­
schnitt unter dem Gesichtspunkt der Qualifikationsabsicherung behandelt werden.

2. hat sich gezeigt, daß die Absicherung der Eingruppierung und der personelle Ar­
beitsplatzwechsel (in der Form der Versetzung, der Frühverrentung, der Entlas­
sung) in einem Spannungsverhältnis stehen. Generell wird von der neoklassischen 
Theorie behauptet, daß der besondere Schutz bestimmter Befchäftigtengruppen ein 
besonderes Arbeitsplatzrisiko für diese verursacht. »Der Versuch, bestimmte Per­
sonengruppen mit einer relativ schlechten Wettbewerbsposition durch Eingriffe in 
den Marktmechanismus zu schützen, führt in der Regel dazu, daß Beschäftigungs­
probleme nicht beseitigt, sondern eher verschärft, zumindest aber auf andere, nicht 
geschützte Gruppen verlagert werden.«38
Diese Argumentation wurde in ihren Grundlinien von der Unternehmerseite in der 

Tarifbewegung 1978 vertreten: »Von dem Lohnsicherungssystem profitieren vor al-
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lern die unteren Lohngruppen. Da ihre Lohngruppe nicht sinken darf, sie aber prak­
tisch bei jeder Veränderung im Betrieb, die sie überhaupt nicht betrifft, höher grup­
piert werden müssen (Interpretation der IG-Metall-Forderung nach einer kollektiven 
Absicherung, E.H.), werden sie immer teurer. Diese Nivellierungspolitik hat sich be­
reits in der Vergangenheit als zweischneidiges Schwert erwiesen: Die Einkommen der 
Ungelernten oder minder qualifizierten Arbeitskräfte -  also jener Gruppen, deren 
Arbeit am leichtesten durch Maschinen ersetzt werden kann -  wurden im Verhältnis 
zu ihrer Leistung teurer. Folge: Diese Gruppen bilden heute den harten Kern der Ar­
beitslosen.«39

Gegen diese Argumentation sind vorrangig zwei Einwände geltend zu machen: Er­
stens fallen aus dem Lohnkurrenzmodell Überlegungen zur nicht marktmäßigen Allo­
kation von Arbeitskräften heraus. Muß schon die Geld- und Lohnfunktion für den 
externen Arbeitsmarkt in Frage gestellt werden, so gilt dies in viel stärkerem Maße für 
die internen Arbeitsmärkte.40Bei der Beurteilung von Einflußfaktoren auf das be­
triebliche Umgruppierungsgeschehen scheinen die integrativen und dispositiven 
Aspekte (Kontrolle und Flerrschaft über den Einsatz der Arbeitskraft) gegenüber 
Lohnkostengesichtspunkten dominierend zu sein. Zweitens kann der ATV insofern 
keine diskriminierende Wirkung auf einzelne Beschäftigtengruppen haben, als er alle 
Arbeiter und Angestellten gleichermaßen schützt (mit der Einschränkung der perso­
nellen Voraussetzungen für die Ausgleichszahlung von sechs Monaten Betriebszuge­
hörigkeit, § 5.1.).

Da der ATV anderseits die aus anderen Faktoren resultierende, unterschiedliche 
Arbeitsplatzunsicherheit der Beschäftigtengruppen nicht kompensiert, dürfte er die 
Tendenzen der betrieblichen Segmentierung eher verstärken als abschwächen. Dafür 
spricht z.B. der Sachverhalt, daß vor Existenz des ATV bestriebsspezifische Absiche­
rungsregelungen vornehmlich für Facharbeiter abgschlossen wurden. Grund dafür 
dürfte deren betriebliche Machtposition, ihre Unentbehrlichkeit für komplexe Pro­
duktionsabläufe sein, denengegenüber Lohnkosteneinsparungen durch Abgruppie­
rungen zur Zeit noch kaum relevant sind.

Daraus läßt sich die Grundthese in der Richtung erweitern, daß die Besitzstandssi­
cherungskonzeption der IG Metall defensiv und statussichernd im Bereich der Ein­
gruppierungwirkt, ohne damit erhebliche finanzielle Aufwendungen erforderlich zu 
machen. Dadurch sind aber die wichtigsten Möglichkeiten der Gestaltung der Lohn­
kosten nicht berührt, die in der Flexibilisierung der Arbeitszeit (Überstunden, Kurzar­
beit) und Einstellung/Entlassung/Frühverrentung bestehen. Es ist plausibel, daß die 
Unternehmen der metallverarbeitenden Industrie relativ unbehindert durch die Ein­
kommensicherung diese Flexibilitätsformen eingesetzt haben. Dies soll an einigen Er­
gebnissen der Personalpolitik in der Krise illustriert werden, (vgl. Tabelle 1 auf der 
folgenden Seite).
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Tabelle 1 Verbreitung beschäfigungspolitischer Maßnahmen in den Jahren 
1974/75 nach Wirtschaftsabteilungen des verarbeitenden Gewerbes

Maßnahmen Metallerzeu­ Elektrotech­ Stahl-, Ma­ Gesamt
gung und be- nik, Feinme­ schinen,Fahr­

arbeitung chanik zeugbau
Basis gewichtet 53 149 184 864
Basis ungewichtet (81) (100) (103) (792)

Überbrückung durch eigene 
Weiterbildungsmaßnahmen 
Reduzierung von Fremdauf­

2,8 0,2 2,2 1,6

trägen 10,2 7,7 28,5 13,6
Weniger Leiharbeitskräfte 
Reduzierung von Überstun­

8,6 7,7 17,6 9,8

den 93,6 93,2 88,4 86,7
Abbau von Sonderschichten 31,4 16,0 10,1 18,3
Kurzarbeit 65,8 61,2 41,3 48,2
Einstellungssperre 54,8 53,2 48,5 47,5
Aufhebungsverträge 0,7 4,5 3,7 4,8
Vorzeitige Pensionierung 10,9 13,3 10,1 12,5
Entlassungen 55,0 58,0 53,1 60,6
Erstellung eines Sozialplans 3,5 2,5 6,5 6,0

Maßnahmen insgesamt 
Anteil der Betriebe m. Maß­

337,3 317,5 310,0 309,6

nahmen 95,5 94,3 89,0 88,0
Maßnahmendichte 3,4 3,2 3,1 3,1

Quelle: R. Schultz-Wild: Betriebliche Beschäftigungspolitik in der Krise, Frankfurt 1978,
S.126.

Im verarbeitenden Gewerbe dominierte demnach die Strategie der Reduzierung von 
Überstunden und dies gilt auch für die metallverarbeitenden Wirtschaftsbereiche. Die 
zweithäufigsten Nennungen entfallen auf Entlassungen, die dritthäufigsten auf Kurz­
arbeit und die vierthäufigsten auf Einstellungssperre. Allgemein läßt sich daraus 
schließen, daß die Maßnahmen zur Flexibilisierung der Arbeitszeit wie Überstunden, 
Kurzarbeit, Abbau von Sonderschichten dominierten, daß aber au(;h Strategien der 
Verringerung der Zahl der Beschäftigten (Einstellungsstop, Entlassungen, vorzeitige 
Pensionierungen) von erheblicher Bedeutung waren und auch in den metallverarbei­
tenden Branchen breit genutzt wurden. Einen Hinweis auf die Bedeutung einer gestal­
tenden Bestandssicherung kann eventuell daraus gewonnen werden, daß die Über­
brückung durch Weiterbildungsmaßnahmen der Unternehmen nur von 1,6 % der Be­
triebe genannt wurde.

Insgesamt kann festgehalten werden, daß der Absicherungstarifvertrag keine ar­
beitsplatzsichernde Komponente enthält und daß er weder die personalpolitische Fle­
xibilität noch die Lohnkostenflexibilität der Unternehmen erheblich einschränkt.
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6. Betriebliche Personalplanung als Ansatzpunkt offensiver Besitzstandssicherung

Aus den Untersuchungen zur betrieblichen Personalpolitik in der Krise ergab sich 
als ein wesentliches Unterscheidungsmerkmal die Existenz und die Differenziertheit 
einer betrieblichen Personalplanung.41

Ausbau und Beeinflussung der betrieblichen Personalpolitik als gewerkschaftliches 
Instrument zur Verstetigung von Beschäftigung, zur Vermeidung kurzfristiger, ein­
schneidender Maßnahmen und zur Besitzstandssicherung gehören seit längerem zu 
den programmatischen Forderungen der Gewerkschaften (2. Automatisierungstagung 
1965, Entwurf des Rationalisierungsschutzabkommens 1968, Novellierung des 
BetrVG 1972) und gewannen angesichts der offensichtlichen Krisenauswirkungen ab 
1977 zunehmendes Gewicht.42 Die darin zusammengefaßten Vorstellungen können 
am ehesten als Elemente einer gestaltenden Besitzstandssicherung beschrieben wer­
den.

Die Vorstellung, daß über den Ausbau der betrieblichen Personalplanung und eine 
darauf bezogene Mitbestimmung der betrieblichen Interessenvertretung die sozialen 
Folgen von ökonomischer Krise und Rationalisierung abgemildert bzw. vermieden 
werden können, basiert auf Erfahrungen in der Montan-mitbestimmten Stahlindu­
strie. So empfahl die Arbeitsgemeinschaft »Engere Mitarbeiter der Arbeitsdirektoren 
Eisen und Stahl«:

»Die bisher praktizierte Politik der Eisen- und Stahlindustrie, Beschäftigungschwankungen zu 
verhindern, ist fortzusetzen. Sie ist eine Altenative zu der in Krisensituationen sonst oft prakti­
zierten personellen ’Wechselbadpolitik“, d.h. der absoluten Anpassung der Personalbesetzung 
an die Produktion. Das Interesse der Beschäftigten erfordert den weiteren Ausbau der Personal­
planung in den Unternehmen sämtlicher Beschäftigungsgrößenklassen, um die Nutzung der An­
passungsmöglichkeiten weitestgehend zu ermöglichen. Personalplanung hat darüber hinaus ins­
besondere auch eine Frühwarnfunktion, soweit sie integrierter Bestandteil der gesamten Unter­
nehmensplanung ist.«43

Diese Erfahrungen waren kaum zu gewichten und bezogen sich auf einen Zeitraum, 
in dem die Stahlindustrie noch nicht von außergewöhnlichen Umstellung- und Perso­
nalabbaumaßnahmen betroffen war. Die spätere, mit massiver Strukturbereinigung 
und Modernisierung einhergehende Reorganisation der Stahlbranche unter Beteili­
gung der IG Metall konnte mit diesem Intrumentarium allerdings überhaupt nicht 
mehr bewältigt werden.44
In Entgegensetzung zur Personalpolitik der Unternehmen in der Krise wurde die be­
triebliche Personalplanung im Interesse der Arbeitnehmer zu einer zentralen gewerk­
schaftlichen Strategie, der im wesentlichen folgende Funktionen zugeschrieben wur­
den:

\
- die Beschäftigung zu sichern, d.h. insbesondere durch die konkrete Sicherung des eingenom­

menen oder eines vergleichbaren Arbeitsplatzes;
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- negative Auswirkungen, die durch den technischen und wirtschaftlichen Wandel entstehen 
können, zu vermeiden;

- die Verbesserung der Arbeitsbedingungen durch menschengerechte Gestaltung durchzuset­
zen;

- Möglichkeiten der beruflichen Bildung für alle Arbeitnehmer zu schaffen und zu verbessern;
- die Arbeitnehmer entsprechend ihren Fähigkeiten einsetzen und zu fördern;
- die Probleme älterer Arbeitnehmer und gemindert Leistungsfähiger sowie aller übrigen 

schutzbedürftigen Arbeitnehmergruppen in allen Planungsphasen und in allen Planungsbe­
reichen zu berücksichtigen;

- zur Sicherung und Steigerung des Einkommens beizutragen.45

In die Beteiligung an der Personalplanung wurden damit alle wichtigen tarifpoliti­
schen Ziele hineinverlagert, die bisher nicht erreicht wurden und für die auch kein 
Konzept vorlag. Zudem wurde damit die Vorstellung verbunden, die Verknüpfung 
der verschiedenen Regelungsbereiche herzustellen; »Um die bisher immer wieder 
praktizierten Umgehungsstrategien der Arbeitgebersetie möglichst weitgehend zu un­
terbinden, kommt es zur Sicherung der Beschäftigungsverhältnisse und des sozialen 
Besitzstandes darauf an, tarifpolitische ’Pakete* zu schnüren, die die traditionell eher 
getrennt gesehenen Gefährdungsbereiche Arbeitsgestaltung, die darauf bezogene 
Qualifikation und Entlohnung sowie deren Steuerung durch die Personalplanung en­
ger verzahnen und zugleich einem korrigierenden Eingriff der Arbeitnehmervertre­
tung unterwerfen.«46

Mit dem Konzept der arbeitnehmerorientierten Personalplanung wurden also weit­
gehende Erwartungen verbunden, die mit dem Übergang von defensiver zu einer of­
fensiven Tarifpolitik gleichgesetzt wurden.47 Das Konzept sollte erstmals im ATV re­
alisiert werden und enthielt zwei Elemente:
a. die kollektive Verdienstsicherung,
b. die frühzeitige und einklagbare Mitwirkung der Betriebsräte an der betrieblichen

Personalplanung. i

Die Forderung nach kollektiver Absicherung müßte schon fühzeitig wegen dir ab­
solut kompromißlosen Ablehnung des Arbeitgeberverbandes fallengelassen werden, 
obwohl sie integraler Bestandteil der Absicherungskonzeption war. Mit Hilfe der 
Festschreibung des betrieblichen Lohn- und Gehaltsgruppendurchschnitts sollte, so 
die Zielsetzung der kollektiven Absicherung, erreicht werden, daß die individuelle Si­
cherung nicht durch eine geschickte Entlassungs- und Wiedereinstellungspolitik der 
Unternehmer unterlaufen werden konnte. »Damit die Arbeitgeber ihre Belegschaft 
nicht umschichten können wie Aktienpakete, indem sie in den oberen Lohn- und Ge­
haltsgruppen entlassen und in den unteren Lohn- und Gehaltsgruppen wieder einstel­
len, soll durch den §3 sichergestellt werden, daß das Qualifikationsniveau eines Be­
triebes über diesen Umweg gesenkt werden kann.«48 Funktion der kollektiven Siche­
rung sollte also sein, erstens ein Unterlaufen der individuellen Sicherung zu verhin­
dern, zweitens das durchschnittliche Qualifikationsniveau des Betriebes zumindes 
aufrecht zu erhalten. Dies sollte so geregelt werden, daß eine sog. Sicherungskennzahl
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getrennt für Arbeiter und Angestellte aus der Summe der individuellen Eingruppie­
rungen errechnet und vierteljährlich ausgewiesen wird. Beim Sinken der Sicherungs­
kennzahl gegenüber der ursprünglichen, am Stichtag errechneten, wäre dann entwe­
der durch Einstellungen oder durch Höhergruppierungen im Bereich der unterhalb 
der Sicherungskennzahl liegenden Lohngruppen der alte Lohn- und Gehaltsgruppen­
durchschnitt wieder herzustellen gewesen.

Durchgesetzt werden konnten dagegen einige Kompenenten des Einflusses des Be­
triebsrates auf die betriebliche Personalplanung:49

(§2)
2.1. Maßnahmen, die zu einer Abgruppierung führen, ohne personen-oder verhaltenbedingt 

zu sein, sind dem Betriebsrat unter Berücksichtigung der Bestimmungen des § 90 BetrVG 
so rechtzeitig mitzuteilen, daß er noch vor der Durchführung der Maßnahmen Stellung 
nehmen kann und seine Anregungen berücksichtigt werden können...

(§3)
3.1. Führt eine Maßnahme nach § 2.1. zum Wegfall von Arbeitsplätzen oder zu einer Ände­

rung von Anforderungen, oder treten sonstige Voraussetzungen für eine Abgruppierung 
ein, so hat der Arbeitgeber, soweit möglich, dem betroffenen Arbeitnehmer einen gleich­
wertigen und zumutbaren Arbeitsplatz im Betrieb unter Fortbestand des Arbeitsverhält­
nisses anzubieten...

3.2. Kann ein solcher Arbeitsplatz nicht angeboten werden, so hat der Arbeitgeber, soweit 
möglich, dem Arbeitnehmer die Umschulung au f einen anderen gleichwertigen und zu­
mutbaren Arbeitsplatz im Betrieb unter Fortbestand des Arbeitsverhältnisses 
anzubieten...

(§4)
4.1. Hat der Arbeitgeber den Betriebsrat über eine Maßnahme gemäß § 2 nicht entsprechend 

dieser Vorschrift unterrichtet, so kann eine Abgruppierung vom Zeitpunkt der tatsächli­
chen Mitteilung an den Betriebsrat an erst nach einem zusätzlichen Zeitraum erklärt wer­
den, der der Spanne zwischen dem Zeitpunkt der rechtzeitigen Mitteilung gemäß § 2 und 
dem Zeitpunkt der tatsächlichen Mitteilung an den Betriebsrat entspricht (auf volle Mona­
te aufgerundet)...

(§6)
6.1. Der Arbeitgeber hat den Betriebsrat kalendervierteljährlich über die Lohn/Arbeits- 

wert/und Gehaltsgruppendurchschnitte des Betriebes zu unterrichten und einmal jährlich 
mit ihm darüber zu beraten...

Die Bedeutung und Reichweite der einzelnen Bestimmungen soll im folgenden 
durch einige in Gesprächen mit Betriebsräten und Gewerkschaftsfunktionären erhär­
tete Erfahrungen und Überlegungen näher bestimmt werden.

a. Der Tarifstatusbericht:

Nachdem die kollektive Sicherung nicht durchsetzbar war, entfällt im wesentlichen 
auch die Funktion des Tarifstatusberichts. Die kollektive Sicherung stellte wesentlich 
auf die betriebliche Qualifikationsicherung ab und der Tarifstatusbericht sollte das 
Zahlenmaterial liefern, um diffenziert über Eingruppierungs- und Qualifikationsver­
änderungen zu informieren, eine darauf bezogene gewerkschaftliche und betriebliche 
Politik zu entwickeln und mit dem Instrument der Festschreibung der alten Siche-
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rungskennzahl als Untergrenze auch durchsetzbar machen.
Ein struktureller Mangel des Tarifvertrages liegt darin, daß explizit nur vereinbart 

wurde, daß nur die Sicherungskennzahl auszuweisen ist, nicht aber die zugrundelie­
gende Eingruppierungsstruktur. Die Sicherungskennzahl allein bietet aber kaum ei­
nen Einblick in die verschiedenen und differenzierten Prozesse der Eingruppierungs­
verschiebung im Betrieb.

Aus diesen beiden Gründen verkümmert der Tarifstatusbericht zum Austausch we­
nig ergiebiger Daten, die kaum Ansatzpunkt für betriebliche und gewerkschaftliche 
Politik sein können.

b. Jährliche Beratung:

Da die Veränderung des Eingruppierungsdurchschnitts Grundlage dieser Gesprä­
che bildet, der Verband der Metallarbeitgeber die Herausgabe der differenzierten be­
trieblichen Eingruppierungsdaten untersagt hat, lassen sich hieran kein qualifizierten 
Gespräche über die Wirkungsweise des Tarifvertrages und eventuelle Weiterentwick­
lungen knüpfen. Von daher kommt der jährlichen Beratung bisher keine große Be­
deutung zu.

c. Die rechtzeitige Ankündigung:

Mit der rechtzeitigen Ankündigung glaubte die IG Metall, ein Instrument geschaf­
fen zu haben, um über § 90 BetrVG hinausgehend eine längerfristige Personalplanung 
erzwingen zu können. Nach dem Tarifvertrag hat die nicht rechtzeitige Ankündigung 
die Folge, daß die Abgruppierung um einen entsprechenden Zeitraum hinausgescho­
ben werden muß. Mit dieser Regelung sollte erstens eine Art Frühwarnsysteib instal­
liert werden, das dem Betriebsrat signalisiert, ob und welche personellen Änderungen 
in der nächsten Zeit anstehen und ihm ermöglicht, einerseits auf dies Planungen ver­
ändernd einzuwirken, andererseits Auffanglösungen zu finden. Zweitens erwartete 
man sich von dieser Interventionsmöglichkeit, daß das Unternehmen zu einer länger­
fristigen und stetigeren Personalplanung gezwungen wird und der Betriebsrat zumin­
dest im Sinne einer Verstetigung auf die Personalplanung Einfluß gewinnen kann.

Eine Beurteilung der Bedeutung dieses Intrumentes erscheint bei dem derzeitigen 
Wissensstand nicht möglich. Es gibt aber bisher keine Anzeichen dafür, daß der Absi­
cherungstarifvertrag einen erheblichen Anstoß zum Ausbau der betrieblichen Perso­
nalplanung und der Beteiligung des Betriebsrates daran gegeben hätte. Z.B. müßte 
die Qualifizierung als »rechtzeitig« im betrieblichen Einzellfall interpretationsbedürf­
tig und umstritten sein. Der Sachverhalt, daß kaum darauf bezogene Streitfälle be­
kannt geworden sind, dürft darauf hinweisen, daß die Betriebsräte in diesem Bereich 
sich nicht in eine offensive Auseinandersetzung begeben haben.
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d. Versetzung und Umschulung auf einen gleichwertigen Arbeitsplatz:

Die rechtzeitige Ankündigung hat nicht nur die Funktion, noch einen Einfluß auf 
die betriebliche Personalplanung auszuüben, sondern auch eine Zeitspanne bis zum 
Eintritt des Ereignisses vorzusehen, in der der Betriebsrat geeignete Anpassungsmaß­
nahmen ausarbeiten und vorschlagen kann. Nach Tarifvertrag sind das im wesentli­
chen das Angebot eines gleichwertigen und zumutbaren Arbeitsplatzes im gleichen 
Betrieb sowie die Umschulung auf einen solchen Arbeitsplatz. Auch hier sind die Ver­
suche von Betriebsräten, Umschulungen und Umsetzung offensiv zu nutzen, in der 
Regel gescheitert. Damit kommt dann, da die personalpolitischen Komponenten des 
ATV selten greifen, allein die Verdienstsicherungskomponente zum Tragen.

Für die insgesamt geringe Bedeutung des personalplanerischen Instrumentariums 
im Absicherungstarifvertrag können einige strukturelle Gründe angegeben werden:
- Grundsätzlich gilt, daß Personalplanung in den Unternehmen als nachgeordnete 

Teilplanung behandelt wird. Inverstitions- und Produktionsplanung gehen der Per­
sonalplanung voraus und sind von dieser kaum noch in Form einer Rückkopplung 
zu verändern. Da der Arbeitskräftebedarf aus den Vorgaben der betrieblichen Lei­
stungspolitik, der Arbeitsplatz- und Arbeitsgestaltung sowie der Bildungsplanung 
resultiert, ist die Reichweite der Personalplanung von den Einwirkungsmöglichkei­
ten auf diese anderen Planungsberiche abhängig. Bei der gängigen, isolierten und 
pragmatischen Personalplanung wird Personalplanung praktisch als abhängige Va­
riable anderer Planungen behandelt.

- Personalplanung ist in der Regel kurzfristige Planung, wodurch eine Veränderung 
der Planungsgrundlagen und bestimmte qualifiziertere Lösungen einfach aufgrund 
des engen Zeithorizonts ausscheiden.

- Die Betriebsräte erscheinen mit der Beteiligung am umfassenden und komplexen 
betrieblichen Planungsprozeß überfordert, und der Absicherungstarifvertrag bietet 
zu wenig Ansatzpunkte, um auf diese Planungen Einfluß zu nehmen. Die Überfor­
derung resultiert einemal aus den zeitlichen und qualitativen Ressourcen der Be­
triebsräte, die denen des Unternehmens grundsätzlich unterlegen sind. Sie resultiert 
weiterhin aus der Unmöglichkeit, auf solche Bereiche der unternehmerischen Pla­
nung Einfluß zu nehmen, die die Rahmenbedingugen für Personalplanung setzen. 
So existiert bisher weder eine gewerkschaftliche Strategie zu den Problemen der 
Leistungsbegrenzung, der qualifizierenden und belastungsmindernden Arbeits­
platzgestaltung und der langfristigen Qualifikationsplanung, noch existieren ent­
sprechende Regelungen, um diesbezügliche Überlegungen in die Betriebsplanung 
einzubringen. Betriebsratspolitik orientiert sich daher bisher schwerpunktmäßig 
auf einzelne und konkrete Konfliktpunkte im Betrieb, auf die bei deren Eintreten 
mit einem klar definierten Instrumentarium einzuwirken versucht wird. Generell ist 
die Durchsetzbarkeit arbeitnehmerorientierter Personalplanung von der Stärke des 
Betriebsrates abhängig.

- Umschulungen und Umsetzungen setzen voraus, daß neue, zusätzliche Arbeitsplät­
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ze entstehen, da auf den vorhandenen Arbeitsplätzen andere Beschäftigte »sitzen«, 
die nicht einfach vertrieben werden können. Abgesehen von der Rate der sogenann­
ten natürlichen Fluktuation (durch Eigenkündigung, Frühverrentung etc.) verfügen 
folglich nur prosperierende Betriebe über ein mögliches Angebot an anderen, 
gleichwertigen und zumutbaren Arbeitsplätzen.50 Gerade in einer Phase der Krise 
und Stagnation wie seit 1970, für die diese Tarifpolitik konzipiert wurde, verringert 
sich objektiv diese Voraussetzung. Mit der Herausbildung der sog. Personalpolitik 
der mittleren Linie, d.h. der Produktionsausweitung nur bei längerfristig gesiche- 
ten Markterwartungen und der Befriedigung von Produktionsspitzen über verschie­
den Formen der Mehrarbeit, wird die Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze die Aus­
nahme bilden. Von daher ist zu erwarten, daß auch in größeren Betrieben kaum Ar­
beitsplätze vorhanden sind, die zur Umsetzung zur Verfügung stehen.

- Mit der Betriebsgröße steigt die Zahl gleichwertiger Arbeitsplätze, die zumindest 
potentiell für eine Umsetzung bzw. Umschulung zur Verfügung stehen. Damit be­
stehen in größeren Betrieben strukturell bessere Voraussetzungen, das Instrument 
der Umsetzung und Umschulung einzusetzen.

- Ebenso gilt, daß entsprechend der betrieblichen Eingruppierungsstruktur die Zahl 
der gleichwertigen Arbeitsplätze umso geringer ist, je  höher der Betreffende ein­
gruppiert ist. Für die am höchsten eingruppierten Beschäftigten wird es folglich am 
schwersten, gleichwertige Arbeitsplätze zu finden. Dies gilt besonders, wenn keine 
oder nur wenige neue, hoch eingestufte Arbeitsplätze entstehen und wenn hohe 
Eingruppierung maßgeblich aus hohen Belastungen resultieren.

Die Möglichkeit der Umsetzung auf einen gleichwertigen Arbeitsplatz ist qualitativ 
mit der Frage der Umschulung verknüpft. Die Zahl der gleichwertigen Arbeitsplätze, 
die im Betrieb zur Verfügung stehen und auf die der Betreffende ohne jede Umler- 
nung, Fortbildung oder Umschulung umgesetzt werden kann, geht gegen Null. Die 
Nutzung der Umschulung erweitert also entscheidend die Möglichkeiten der Verset­
zung auf einen gleichwertigen Arbeitsplatz wobei allerdings immer die persönlichen 
Vorbehalte der Betroffenen einzubeziehen sind. Gleichzeitig beinhaltet die Umschu­
lung die Komponente des Absicherungstarifvertrages, die als Qualifikationssicherung 
und damit als offensive Besitzstandssicherung bezeichnet werden kann.

7. Ansätze zur Qualifikationssicherung

Die Auswirkungen des Tarifvertrages bezügliche der Qualifikationssicherung kön­
nen auch wieder nur hypothesenartig angegeben werden, da weder breitere Erhebun­
gen der Tarifparteien noch Untersuchungen aus dem sozialwissenschaftlichen oder 
bildungspolitischen Bereich vorliegen. Es sind nur wenige, spektakulärere Fällewon 
betrieblichen Umstellungen in Verbindung mit Umschulungen bekannt geworden.51

In der Entwurfsphase des Absicherungstarifvertrages standen Überlegungen zur Si­
cherung der Qualifikation der Beschäftigten und zur Umqualifizierung gemäß dem
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ökonomisch-technischen Wandel im Vordergrund. Aufgrund der Verknüpfung von 
Qualifikationsanforderungen und Grundlohn bei der analytischen Arbeitsbewertung 
erschien es möglich, durch die Fixierung der Eingruppierung den in der alten Eingrup­
pierung enthaltenen Qualifikationsanteil zumindest zu erhalten. Mittels der indivi­
duellen und kollektiven Absicherung sollte erreicht werden, daß die Arbeitswerte für 
Qualifikationsanforderungen nicht gesenkt werden können, und daß die Unterneh­
mer die vorhandene und bezahlte Qualifikation der Beschäftigten nutzen und den 
neuen Tätigkeitsanforderungen anpassen: »Die Sicherungskennzahl gewährleistet, 
daß das im augenlicklichen Zeitpunkt im Betrieb bestehende Qualifikationsniveau er­
halten bleibt. Der Arbeitgeber wird durch diese Forderung in seiner Disposition nicht 
eingeschränkt. Wenn die Arbeitgeber heute gegen diese Sicherungskennzahl Sturm 
laufen, dann ergibt sich doch sowhl daraus die logische Schlußfolgerung, daß sie in 
der Zukunft beabsichtigen, abzugruppieren. Dies entspricht einer heute noch weit 
verbreiteten Geisteshaltung. Immer noch wird versucht, mit tayloristischen Prinzipien 
die arbeitsteilige Fertigung in manchen Bereichen bis hin zur Sinnlosigkeit zu verfei­
nern. Das, obwohl im Manteltarifvertrag zwingend festgeschrieben ist: Arbeitplatz, 
Arbeitsablauf und Arbeitsumgebung sind menschengerecht zu gestalten. Zum 
Arbeitsablauf gehört wohl auch ein sinnvoller, der menschlichen Würde Rechnung 
tragender Arbeitsinhalt.52

Da die kollektive Absicherung nicht durchgesetzt werden konnte und die Gewerk­
schaften die Ablösung zwischen realen Tätigkeitsanforderungen und Eingruppierung 
in vielen Fällen beobachten mußten (s.o.), ist der entscheidende Hebel zum Einfluß 
auf die betrieblichen Qualifikationsanforderungen weggefallen. Es bleibt der Einfluß 
auf betriebliche Umschulungsmaßnahmen im Rahmen der Personalplanung (sog. 
qualitative Personalplanung). Zur Beurteilung der Wirkungsmöglichkeiten des Instru­
ments der Umschulung im Rahmen betrieblicher Personalpolitik sind einige struktu­
relle Merkmale zu beachten, die aus dem derzeitigen Forschungsstand ablesbar 
sind.53
- Generell sind die Betriebe Träger eines quantitativ wichtigen Teils des gegenwärti­

gen Weiterbildungsangebots (für 1980 geschätzt ungefähr 50%). Die Bedeutung der 
betrieblichen Weiterbildung hat sich in den letzten Jahren eher verstärkt: »Stärkere 
Ausrichtung auf innerbetriebliche Belange, Bedarfsorientierung, Praxisnähe, gün­
stigere Kosten sowie hohe Qualität und Effizienz werden von den Unternehmenslei­
tungen als Gründe für diesen in den letzten Jahren verstärkten und voraussichtlich 
in Zukunft anhaltenden Trend zum Ausbau interner Weiterbildung angegeben.«54

- Die betriebliche Weiterbildung ist grundsätzlich an der Realisierung der Betriebszie­
le orientiert. D.h., daß die Weiterbildung eingesetzt wird, um den Anforderungen 
des Markts gerecht zu werden (günstigere Kostenrelation, hohe Produktqualität, 
Termintreue, Anpassungsfähigkeit an Marktschwankungen und spezielle Kunden­
wünsche) und die betrieblichen Anforderungen von technisch-organisatorischen 
Umstellungen zu bewältigen (neue Qualifikationsanforderungen mit technisch­
arbeitsorganisatorischem Wandel, innerbetriebliche Flexibilisierung, Verbesserung
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des Betriebsklimas, Sicherung der Loyalität der Mitarbeiter). Diese Ziele strukturie­
ren auch die Hauptfunktionen der betrieblichen Weiterbildung (Anpassungsfortbil­
dung, Aufstiegsfortbildung und Mitgliederschulung). In der letzten Zeit ist das Ziel 
der Erhöhung der Flexibilität des Personaleinsatzes in den Vordergrund getreten: 
»Im Rahmen der allgemeinen Tendenz der Betriebe, Autonomie gegenüber der 
Umwelt anzustreben, erfüllt die betriebliche Weiterbildung die Funktion, durch ar­
beitsmarktunabhängige Qualifizierung die personelle Flexibilität im Bereich des 
Personaleinsatzes zu erhöhen.«55

- Die Teilnahme der verschiedenen betrieblichen Qualifikationsgruppen an betriebli­
chen WeiterbildungsVeranstaltungen ist sehr ungleichgewichtig: »Der Schwerpunkt 
betrieblicher Weiterbildungsaktivitäten liegt eindeutig bei der Gruppe der Füh­
rungskräfte sowie der technischen und kaufmännischen Angestellten. Demgegen­
über sind Facharbeiter sowie un- und angelernte Arbeitskräfte relativ selten Ziel­
gruppe betrieblicher Weiterbildungsmaßnahmen. Diese Reihenfolge in der Beteili­
gung betrieblicher Zielgruppen hat sich in den letzten Jahren nicht verändert.«56

- Dominierend im Bereich der betrieblichen Weiterbildung von Arbeitern und Ange­
stelltengruppen ist die sog. Anpassungsfortbildung. Sie ist dadurch gekennzeich­
net, daß sie sehr kurzfristig ist und keinen offiziellen Ausbildungsabschluß ein­
schließt. »Der Akzent interner Weiterbildung liegt damit auf relativ kurzfristigen 
Maßnahmen und Lehrgängen zur Qualifikation ohne überbetrieblich anerkannten | 
und verwertbaren beruflichen Abschluß, die überwiegend unmittelbar am Arbeits-i 
platz durchgeführt werden.«57 Anlernung und Einarbeitung sind eindeutig Qualifi­
zierungsnahmen auf einer unteren Stufe, bei der es allein um Zuschneidung einer 
Arbeitskraft auf einen ganz spezifisch neuen Arbeitsplatz geht und keine verallger- 
meinerbaren oder perspektivischen Qualifizierungselemente enthalten sind.

»Insgesamt ist das betriebliche Interesse darauf gerichtet, die Inhalte so zu bemes­
sen, daß der flexible Einsatz von Arbeitskräften ohne wesentliche Erhöhung der zwi­
schenbetrieblichen Mobilitätsfähigkeit ermöglicht wird. «^Dementsprechend liegen 
die inhaltlichen Schwerpunkte der betrieblichen Weiterbildung bei Kursen zu sog. 
Menschenführung, der Unfallverhütung und Kursen zur Refa-Technik.59

Die betriebliche Weiterbildung ist also auch heute an einem sehr kurzfristigen und 
pragmatischen Umstellungsinteresse der Unternehmen ausgerichtet. Es handelt sich 
um punktuelle Anpassungsmaßnahmen des Unternehmens, die mit einem umfassen­
deren und perspektivischen Qualifizierungsinteresse der Beschäftigten nicht zusam­
menfallen. Es gibt auch wenig Ansatzpunkte dafür, daß mit den Instrumenten des 
Absicherungstarifvertrages die betriebliche Weiterbildung in Bereiche einer qualitati­
ven Personalplanung vorangetrieben worden wäre.60

Gerade der Kostengesichtspunkt spielt hier eine erhebliche Rolle. Es ist anzuneh­
men, daß wenn gerade weitergehende Umschulungsmaßnahmen den Betrieben hohe 
Kosten verursachen, da Arbeitskräfte in Ausbildungsphasen nicht einsetzbar sind, 
solche Aktivitäten in Krisen und Stagnationsphasen eingeschränkt werden. Ein
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Indikator dafür kann die verbreitete Verringerung der Lehrlingsausbildung in den 
metallverarbeitenden Bereichen und die verrringerte Inanspruchnahme des Bildungs­
urlaubs in den letzten Jahren sein. Gerade von der Kosten- und Effektivitätsseite her 
läßt sich diese Tendenz zur betrieblichen Weiterbildung erklären.

Ein weiterer Grund für die geringe Wirksamkeite des Umschulungsinstrumentes im 
ATV dürfte in den Voraussetzungen der betrieblichen Interessenvertretung selbst lie­
gen. Obwohl die Mitwirkungsrechte des Betriebsrates bei der Organisation und 
Durchführung betrieblicher Weiterbildung im Betriebsverfasssungsgesetz festgelegt 
sind, machen diese von den ihnen gebotenen Möglichkeiten des Einflusses auf Pro­
grammplanung, Durchführung und Auswahl der Teilnehmer bisher kaum Gebrauch. 
Die Ursache dafür wird darin gesehen, daß viele Betriebsräte in der betrieblichen Wei­
terbildung kein zentrales Betätigungs- und Konfliktfeld sehen.61 Weitere Ursachen für 
die beschränkte Aktivität der Betriebsräte dürften darin zu sehen sein, daß berufliche 
Fortbildung generell und indifferent als positiv für die Beschäftigten eingeschätzt 
wird (und daher die Unternehmensangebote akzeptiert werden) sowie, daß Fortbil­
dung den individuellen Karriereinteressen und Berufsentscheidungen zugeordnet 
wird. Grundsätzlich wird eine perspektivische Fortbildungspolitik des Betriebsrates 
dadurch erschwert, daß von gewerkschaftlicher Seite bisher weder ausgearbeitete ta­
rifliche oder betriebliche Systeme der Einflußnahme auf die Personalplanung durch­
gesetzt wurden, noch Konzepte fü r  eine umfassende und perspektivische Qualifizie­
rung entwickelt wurden.

In der breiten gewerkschaftlichen Diskussion zu einer qualifizierten Berufsausbil­
dung sind folgende Grundsätze in den Mittelpunkt gestellt worden:62 
»Jede Berufsausbildung muß den einzelnen in die Lage versetzen
- Fähigkeiten und Kenntnisse zu erwerben, um die Anforderungen seines Arbeits­

platzes auszufüllen und sich auf Veränderungen ohne beruflichen Abstieg einzu­
stellen.

Sie muß
- die Wahl zwischen verschiedenen Arbeitsplätzen, Betrieben und Branchen ermögli­

chen und auf dem Arbeitsmarkt ausweisbar sein,
- darüber hinaus Kenntnisse und Fähigkeiten vermitteln, die es ermöglichen, in soli­

darischem Handeln auf die Arbeitsbedingungen selbst -  unter der Perspektive der 
Humanisierung der Arbeit -  einzuwirken.«
Die Entwicklung von Konzeptionen für Grundberufe scheint über solche Grundü­

berlegungen noch nicht weit hinausgekommen zu sein.61 Insofern hat der einzelne Be­
triebsrat auch keine Vorstellung darüber, welche Umschulungsmaßnahmen über die 
Anpassung an den einzelnen Umstellungsfall hinausgehend sinnvoll und anstrebens­
wert sind. Ein Mittel, um auf diesem Weg voranzukommen, dürfte die exemplarische 
Entwicklung neuer Berufsbilder bei größeren betrieblichen Umstellungsfällen sein, 
die im Rahmen des Aktionsprogrammes »Humanisierung der Arbeit« vom BMFT ge­
fördert werden. Ein Beispiel ist der »Universalzerspaner«, der bei der Zahnradfabrik 
Friedrichshafen entwickelt wurde 64, und dessen Übertragbarkeit auf andere
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Betriebe/Unternehmen nun geprüft wird.
Auch auf tarifpolitischem Gebiet gibt es weiterführende Überlegungen. Hinzweisen 

ist auf Überlegungen der baden-württembergischen IG Metall, die Eingruppierungen 
mit vorgegebenen Qualifizierungsschritten im Sinne einer festen Aufstiegsregel zu 
verbinden.65Weiterhin gab es Überlegungen, betriebliche Weiterbildungsmaßnahmen 
durch Tarifvertrag festzuschreiben.66 Weiterhin ist aufgrund der Verunsicherung 
über tragfähige Konzeptionen die Diskussion zwischen Einzelgewerkschaften stärker 
in Gang gekommen. So beschäftigt sich die IG Metall auch mit dem Versuch der IG 
DruPa, über Besetzungsregeln die Arbeitsplatz-,Qualifikations- und Gesundheitssi­
cherung zu erhöhen. Hierin liegt dann auch ein Ansatzpunkt, um die unterschiedli­
chen Sicherungsqualitäten unterschiedlicher Tarifpolitik zu untersuchen und damit 
weiteres Material für die Ausgangshypothese dieses Aufsatzes zu gewinnen.

Der vorausgehende Abschnitt hat gezeigt, daß für eine offensive Besitzstandsiche­
rung über eine arbeitnehmerorientierte Personalpolitik entscheidende Voraussetzuh- 
gen fehlen. Dies bezieht sich sowohl auf die Qualität der Personalplanung in den Be­
trieben, auf deren Verknüpfung mit der betrieblichen Leistungspolitik, der Arbeits­
und Arbeitsplatzgestaltung, der Aus- und Fortbildungspolitik sowie auf konzeptio­
nelle und instrumentelle Voraussetzungen bei der IGM und den Betriebsräten. Unter 
derzeitigen betrieblichen Rahmenbedingungen und mit dem Instrumentarium des 
ATV kann diese Beteiligung an der betrieblichen Personalpolitik nur als präventive 
Anpassung verstanden werden. Sie unterscheidet sich von einer nur defensiven Besitz­
standssicherung dadurch, daß sie unter Beteiligung der Betriebsräte frühzeitig und 
differenzierter auf betriebliche Umstellungserfordernisse abstellt, ohne das unterneh­
merische Zielsystem und die ökonomisch-technische Konzeption erheblich zu modifi­
zieren. Sie kann zu einer Verstetigung der Beschäftigungs- und Einkommensverhält­
nisse beitragen, ohne dabei längerfristige Lösungen für die Beschäftigten zu enthalten 
(d.h. diese gelten nur bis zur nächsten Umstellung oder Krise). Gleichzeitig könnte sie 
die finanziellen Kompensationsansprüche verringern, wie sie bei nur defensiver Be­
sitzstandssicherung eintreten würden.

Es sind also kurzfristige Vorteile für beide Interessengruppen festzustellen: »Deut­
lich kontrovers »so die Feststellung eines Symposium über die neuen Sicherungsrege­
lungen,« wurde die Frage der Flexibilität der Beschäftigten und der Beschäftigung im 
Unternehmen behandelt. Streitpunkt war, in welchem Ausmaß personelle Flexibili­
tät, die neben innerbetrieblichen Umsetzungen auch notgedrungen häufig wechselnde 
Einstellungen und Entlassungen umfaßt, aus produktionstechnischen Gründen not­
wendig und aus beschäftigungpolitischen Gründen tolerierbar sei...Als offene Kern­
frage blieb, zu wessen Lasten jeweils angepaßt werde und in welchem Umfang die Ar­
beitnehmervertretung an den nötigen Anpassungsvorgängen zu beteiligen sei.67

Längerfristig und grundsätzlich dürfte diese Frage eindeutig zu beantworten sein: 
da in allen Elementen des Absicherungsvertrages eine nur kurzfristige Anpassung der 
Einkommen und Qualifikation der Beschäftigten vorgesehen ist, Ansatzpunkte für ei­
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ne lebenslange und betriebsüberfassende Einkommens-, Qualifikations- und Gesund­
heitssicherung aber kaum entwickelt sind, werden es die Arbeitnehmer sein, die die 
Hauptlast zu tragen haben.

8. Zusammenfassung

In der vorangegangenen Darstellung wurde versucht, Zusammenhänge zwischen 
den wirtschaftspolitischen Vorstellungen der Gewerkschaften in der Phase von Krise 
und Stagnation und den neueren tarifpolitischen Entwicklungen im Bereich Besitz­
standssicherung aufzudecken. Die Strategie des aktiven Strukturwandels setzt sich in 
einer Beteiligung der Gewerkschaften an der Forschungs-, Technologie- und Innova­
tionspolitik um, die auf die Förderung strukturstarker Zukunftsbranchen und den 
kontrollierten Abbau von strukturschwachen Branchen im nationalen Rahmen ab­
zielt. Für die Beschäftigten und damit die Gewerkschaften gewinnen dadurch drei 
Prozesse an Bedeutung:
1. Die umfangreiche Anpassung der Beschäftigtenstruktur an neue Arbeitsformen 

und Unternehmensorganisation mit Hilfe inner- und überbetrieblicher Mobilität.
2. Die Nutzung des vorhandenen Qualifikationspotentials der Beschäftigten und ihr 

Ausbau durch Um- und Höherqualifikation entsprechend den Anforderungen mo­
dernisierter Produktionsprozesse. Sowie

3. das Entstehen erheblicher Sicherungsprobleme insbesondere in Bezug auf 
Arbeitsplatz- und Einkommensicherheit. Diese Sicherungsprobleme werden ent­
sprechend der Strategiodes aktiven Strukturwandels als flankierende und vorüber­
gehende Maßnahme eingestuft, die sich mittelfristig durch das gestärkte ökonomi­
sche Potential der Branche erübrigen. Die Beteiligung der Gewerkschaften an die­
ser Strategie wird gleichzeitig als Wechsel von einer defensiven zu einer offensivem, 
gestaltenden Tarifpolitik interpretiert.
Die Elemente der defensiven Besitzstandssicherung wurden aus der Analyse der Ra­

tionalisierungsschutzabkommen und der Alterssicherung abgeleitet. Danach kann de­
fensive Besitzstandssicherung in der IG-Metall-Tarifpolitik definiert werden durch ei­
ne statisch vergangenheitsorientierte Festschreibung von Statuselementen der Be­
schäftigten, die nicht auf die Ursachen der Infragestellung des Besitzstandes einwirkt, 
gruppenspezifisch selektiv wirkt und die Anpassung an eine neue Arbeitssituation im 
wesentlichen dem Einzelnen zuweist. Der Schutz ist zeitlich befristet und als finanzel- 
le Kompensation von Arbeitsplatzverlust, Arbeitsplatzwechsel und Einkommensver­
lust ausgelegt. Da defensive Besitzstandsregeln im wesentlichen Anpassungsregeln 
sind, zeitlich befristet und selektiv ausgestaltet sind, ergibt sich für die Unternehmen 
keine erhebliche finanzielle Belastung.

Der Absicherungstarifvertrag der IG-Metall Baden-Württemberg von 1978 wird als 
ein tarifpolitischer Umschlagspunkt analysiert, bei dem neben defensiven Elementen 
auch gestaltende Regelungen Eingang gefunden haben. Im Mittelpunkt des Absiche­
rungsvertrages steht eine zeitlich befristete, partielle Verdienstsicherung, die durch
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Aufhebung der gruppenspezifischen Selektivität der älteren Tarifverträge als umfas­
send defensive Besitzstandsicherung bezeichnet werden kann. Im Bereich Verdienstsi­
cherung ist die Funktion des Absicherungstarifvertrages für die Realisierung einer ak­
tiven Strukturpolitik darin zu sehen, daß mit der partiellen Verdienstsicherung eine 
zentrale innerbetriebliche Mobilitätsschranke aufgehoben wird. Auf der anderen Sei­
te ergeben sich für die betroffenen Unternehmen weder hohe, zusätzliche Lohnkos­
tenbelastungen noch Einschränkungen der Beweglichkeit der Unternehmenspolitik, 
da Arbeitspotential und Arbeitskosten im wesentlichen über die Flexibilität der Ar­
beitszeit geregelt werden. Bezüglich Einstellungen und Entlassungen sowie der Flexi­
bilisierung von Arbeitszeit und damit auch von Lohnkosten enthält der Absiche­
rungsvertrag keine eigenständige Sicherungskomponente.

Obwohl mit dem Absicherungstarifvertrag gerade versucht wurde, per Lohntarif­
politik Einfluß auf die Arbeitsgestaltung und den Einsatz von Arbeitskräften zü er­
halten, hat sich gezeigt, daß das Dispositonsrecht des Unternehmens in diesem Be­
reich kaum eingeschränkt wurde. Durch die Abkoppelung von Entlohnung und Ein­
gruppierung einerseits, die Aufrecliterhaltung der Verkoppelung zwischen Arbeitsge­
staltung und Eingruppierung andererseits bleibt das unternehmerische Dispositons­
recht über die Arbeitsbedingungen und damit auch die materielle Lohnbegründung 
erhalten.

Das gestaltende Element des Absicherungstarifvertrages ist in der Regelung der 
Mitwirkung des Betriebsrates an der betrieblichen Personalplanung zu sehen. Da die 
kollektive Absicherung nicht durchgesetzt werden konnte, war dieses Konzept von 
vornherein geschwächt. Hinzu kommt, daß der Ansatzpunkt einer arbeitnehmer­
orientierten Personalplanung in den Unternehmen eingeschränkt wird (nachgeordne- 
te und kurzfristige Planung, die den Betriebsrat überfordert). Die Bedeutung der Re­
gelungen liegt daher eher in dem Ausbau des defensiven Besitzstandssicherungkon- 
zepts im Sinne eines Frühwarnsystems und einer Verstetigung von Beschäftigungs­
und Einkommensverhältnissen; weniger in der Realisierung gestaltender Vorstellun­
gen und Interventionen. So muß die Wirksamkeit der Regelung über eine Umschu­
lung auf einen gleichwertigen und zumutbaren Arbeitsplatz derzeit als gering beurteilt 
werden. b}ei>en strukturellen Einschränkungen sind die Einwirkungsmöglichkeiten

I

des Betriebsrates gering, da eine parallele Bildungs,- Arbeitsgestaltungs- und 
Leistungspolitik sowohl konzeptionell wie instrumenten fehlt. Eine Qualifikations­
sicherungspolitik konnte folglich mit dem ATV nicht realisiert werden. Er wirkt eher 
als präventive Anpassung an unternehmerische Umstellungprozesse ohne eine eigen­
ständige Gestaltungsqualität.

Zusammenfassend ist die Ausgangsthese so zu fassen, daß die Tarifpplitik zur Be­
sitzstandssicherung der IG Metall weitgehend den makroökonomischen Rahmenvor­
stellungen der Gewerkschaften zum aktiven Strukturwandel entspricht, wobei Anpas­
sungprozesse gefördert und partiell kompensiert werden. Ein entscheidende Lücke in 
den Regelungen liegt darin, daß sie auf betriebliche Mobilität beschränkt sind und
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entweder durch zusätzliche überbetriebliche Regelungen oder durch eine ergänzende 
regionale oder sektorale Wirtschaftspolitik ergänzt werden müssen. Die gestaltenden 
Elemente der Besitzstandssicherung sind in Teilbereichen wesentlich nur konzeptio­
nell entwickelt, tariflich aber kaum umgesetzt. In der Verwirklichung der gewerk­
schaftlichen Rahmenvorstellungen ergibt sich insofern ein Ungleichgewicht, als tarif­
politisch Anpassungsprozesse relativ stark geregelt und gewerkschaftlich mitgetragen 
werden, andererseits die Komponente der Ausnutzung und Erhöhung des Qualifika­
tionsniveaus bisher nicht realisiert wurde.

Die Fragestellung, ob die Ausgestaltung der Besitzstandssicherung an die ökonomi­
sche Stellung der Branche im Strukturwandel gebunden ist, kann anhand der vorlie­
genden Analyse zur IG Metall-Tarifpolitik nicht positiv beantwortet werden. Die ge­
staltende Qualität der derzeitigen gültigen Tarifverträge einerseits, die Kostenbelas­
tung durch die Besitzstandsicherung andererseits sind so gering, daß weder das Mo­
dernisierungspotential einer Branche noch deren ökonomische Prospertität als Vor­
aussetzung einer solchen Tarifpolitik gesehen werden kann. Vorbehaltlich einer Ana­
lyse der Besitzstandssicherungskonzepte in anderen Wirtschaftsbereichen liegt die 
These näher, daß die IG Metall als kampstärkste Einzelgewerkschaft eine Vorreiter­
position beim Ausbau der defensiven Besitzstandssicherung einnimmt.
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